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I. Einführung 

1. Güterverkehr und Logistik: Schiüssei zu 
einer nachhaitigen Verkehrspoiitik 

Mit der Zukunft des Güterverkehrs entseheidet sieh, wie 
Verkehr in Deutsehland insgesamt aussehen wird. Mit der 
Zukunft des Güterverkehrs entseheidet sieh zugleieh, ob 
wir in zwanzig Jahren über ein Verkehrssystem verfügen, 
das Mobilität, Wohlstand und Arbeitsplätze siehert und 
Umweltbelangen Reehnung trägt. Und mit der zukünfti- 
gen Ausgestaltung des Güterverkehrs entseheidet sieh, ob 
Verkehr zu mehr Lebensqualität beiträgt oder ob er zur 
Belastung für Menseh und Umwelt wird. Deshalb bedeu- 
tet der Masterplan „Güterverkehr und Logistik“ eine Wei- 
ehenstellung für die Verkehrspolitik insgesamt. Denn Per- 
sonen- und Güterverkehr sind eng miteinander verknüpft: 
Personen wie Güter nutzen weitgehend dieselben Wege. 
Wenn Güter im Stau stehen, kommen aueh die Mensehen 
nieht mehr voran. Güterverkehr und Logistik nehmen da- 
her eine Sehlüsselposition bei der Ausgestaltung unseres 
Verkehrssystems insgesamt ein. 

2. Die Bedeutung von Güterverkehr und 
Logistik 

a) Mobiiität ais Grundiage persöniicher 

Freiheit und soziaier Teiihabe 

Güter- und Personenverkehr dienen untersehiedliehen Er- 
wartungen der Bürgerinnen und Bürger an das Verkehrs- 
system. Doeh nieht nur im Personenverkehr, aueh in Gü- 
terverkehr und Logistik geht es um den Mensehen: sei es 
als Absender oder Besteller von Lieferungen, sei es als 
Unternehmer oder Besehäftigter in der Lieferkette, sei es 
als Konsument und Endverbraueher der gelieferten Pro- 
dukte. 

Güterverkehr lässt sieh nur als Teil von Mobilität insge- 
samt betraehten. Aueh der Transport von und die Versor- 
gung mit Gütern bilden eine wesentliehe Grundlage unse- 
rer Lebensqualität und Selbstentfaltung und zugleieh eine 
wiehtige Voraussetzung sozialer Interaktion. Mobilität 
bildet, indem sie uns Bewegungsfreiheit versehaffl, eine 
Grundbedingung unserer persönliehen Freiheit. Ohne 
Mobilität ist weder persönliehe Selbstentfaltung noeh un- 
mittelbare Kommunikation mit anderen Mensehen mög- 
lieh. Mobilität ermöglieht zugleieh gesellsehaftliehe Teil- 
habe, denn sie ist Voraussetzung für die volle Teilnahme 
am Arbeitsleben, an Bildung und Kultur sowie am gesell- 
sehaflliehen Leben insgesamt. Dies gilt spiegelbildlieh 
aueh für den Transport von Gütern: Indem Güterverkehr 
und Logistik Güter dorthin transportieren, wo sie von 
Mensehen gebraueht werden, sehaffen sie die materiellen 
Voraussetzungen für die Entfaltung der Mensehen ebenso 
wie für den gesellsehaftliehen Austauseh, der sieh im 
Handel mit Gütern und Produkten manifestiert. Eine wei- 
tere soziale Komponente kommt hinzu: Gütertransport 
und Logistik werden von Mensehen für andere Mensehen 
erbraeht. Deshalb geht es in dem vorliegenden Master- 
plan nieht nur um das Verkehrssystem als solehes, son- 
dern aueh um die in Transport und Logistik tätigen Unter- 


nehmen und ihre Besehäftigten, deren Arbeit erst das 
Funktionieren von Güterverkehr und Logistik ermöglieht. 

b) Mobilität als Motor für Wirtschafts- 
wachstum und Beschäftigungs- 
aufbau 

Mobilität - sei es die Mobilität der Mensehen selbst, sei 
es der Transport von Gütern - bildet eine wiehtige Grund- 
lage für Wohlstand und Besehäftigung. Denn diese beru- 
hen auf arbeitsteiliger Produktion und dem Austauseh 
von Produkten und Dienstleistungen. Für eine moderne, 
arbeitsteilige Industrie- und Dienstleistungsgesellsehaft 
ist Verkehr - der als Wirtsehaftsverkehr sowohl den Gü- 
terverkehr als aueh den Dienstleistungsverkehr von Per- 
sonen umfasst - deshalb eine unerlässliehe Vorausset- 
zung. 

Güterverkehr und Logistik bilden den Dreh- und Angel- 
punkt unserer arbeitsteiligen Ökonomie. Die Unterneh- 
men in Handel und Gewerbe sind auf zuverlässige und 
pünktliehe Transporte angewiesen. Deutlieh wird dies be- 
sonders dann, wenn die Transport- und Lieferkette einmal 
nieht reibungslos funktioniert. Nieht selten kommt es 
dann binnen kürzester Zeit zu Produktionsausfällen; und 
es tritt ins Bewusstsein, was angesiehts des in der Regel 
gut funktionierenden Verkehrs- und Logistiksystems in 
Deutsehland weitgehend in Vergessenheit geraten ist, 
dass nämlieh nahezu jeder Arbeitsplatz in Industrie und 
Gewerbe direkt oder indirekt von einem funktionierenden 
Logistik- und Verkehrssystem abhängt. 

Diese enorme Bedeutung des Verkehrs liegt nieht zuletzt 
in der Exportabhängigkeit der deutsehen Wirtsehafl be- 
gründet. Der Beitrag des Exports zum deutsehen Brutto- 
inlandsprodukt ist zwisehen 1995 und 2006 von 16 Pro- 
zent auf über 23 Prozent kräftig angestiegen. Diese 
Entwieklung wird sieh - bei einem erwarteten Export- 
waehstum von rund 3 Prozent j ährlieh - aueh in Zukunft 
fortsetzen. Der Export stellt somit den entseheidenden 
Waehstumsmotor der deutsehen Wirtsehaft dar. Hierzu 
trägt aueh der - gleiehfalls ansteigende - Import von Vor- 
produkten bei. Denn der Hoehteehnologiestandort 
Deutsehland ist im Rahmen globaler Arbeitsteilung mehr 
und mehr auf importierte Vorerzeugnisse angewiesen, de- 
ren Weiterverarbeitung und Endmontage in Deutsehland 
Arbeitsplätze sehafft und die Wettbewerbsfähigkeit deut- 
seher Unternehmen siehert. 

Möglieh wird diese Dynamik aber erst dureh ein gut 
funktionierendes Transport- und Logistiksystem. Im glo- 
balen Wettbewerb stellt dieses Transportsystem einen be- 
deutsamen Standortvorteil dar. Es erhöht die Attraktivität 
des Standorts Deutsehland für ausländisehe Invesforen 
und frägf dazu bei, neue Arbeifspläfze in Handel und Ge- 
werbe zu sehaffen. Damif bilden Güferverkehr und Logis- 
tik eine wesentliehe Voraussetzung, um die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutsehen Wirtsehafl dauerhaft zu siehem. 

Infolge dieser wirfsehaftliehen Bedeutung ist aueh der 
Logistiksektor selbst in den letzten Jahren stetig gewaeh- 
sen: 
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- Der Logistiksektor bildet mit heute mehr als 2,6 Mil- 
lionen unmittelbar in diesem Bereieh Besehäftigten ei- 
nen der größten und sieh am dynamisehsten entwi- 
ekelnden Arbeitsmärkte in Deutsehland. 

- Mit einem gesehätzten Umsatz von rund 836 Mrd. 
Euro (EU 27 plus Norwegen und Sehweiz, Stand 
2006) rangiert die Logistikwirtsehaft an dritter Stelle 
der großen europäisehen Wirtsehaftsbranehen, nur 
knapp übertroffen von der Bau- und Emährungswirt- 
sehaft und weit vor der metallverarbeitenden und der 
Automobilindustrie. 

- Deutsehland stellt mit 1 89 Mrd. Euro Umsatz und ei- 
nem Anteil von 21 Prozent den mit Abstand bedeu- 
tendsten europäisehen Logistikmarkt dar.' 

Güterverkehr und Logistik bilden somit eine wiehtige - in 
ihrer Bedeutung oftmals untersehätzte - Grundlage unse- 
res Wohlstandes; sie sind Motoren für Wirtsehaftswaehs- 
tum und Besehäftigung. 

Die die Bundesregierung tragenden Parteien haben dieser 
Bedeutung Reehnung getragen und im Koalitionsvertrag 
vom 11. November 2005 vereinbart, die „führende Posi- 
tion Deutsehlands als Logistikstandort“ weiter auszu- 
bauen, „international wettbewerbsfähige Rahmenbedin- 
gungen für den Logistikstandort Deutsehland“ zu fördern 
und „insbesondere die Effizienz des Gesamtverkehrssys- 
tems für den Güterverkehr zu steigern und die bessere 
Nutzung der Verkehrswege zu ermögliehen“. 

Der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwiek- 
lung hat auf dieser Grundlage die Initiative für die gesell- 
sehaftlieh breit angelegte Erarbeitung eines Masterplans 
„Güterverkehr und Logistik“ ergriffen. Die große Beteili- 
gung, die diese Initiative in Wirtsehaft, Wissensehaft und 
bei Niehtregierungsorganisationen gefunden hat, maeht 
deutlieh, dass es sieh bei der Gestaltung unseres Güter- 
verkehrs- und Logistiksystems um ein Kemthema naeh- 
haltiger gesellsehaftlieher Modernisierung handelt, bei 
dem großer Handlungsbedarf gesehen wird. 

Der Masterplan Güterverkehr und Logistik trägt insbe- 
sondere dureh seine teehnologieorientierten Maßnahmen 
zu den innovationspolitisehen Zielen der Highteeh-Strate- 
gie der Bundesregierung im Innovationsfeld Fahrzeug- 
und Verkehrsteehnologie bei. 

3. Güterverkehr und Logistik im Brennpunkt 
geseiischaftiicher Umwäizungen: Neue 
Herausforderungen für die Verkehrspoiitik 

Deutsehland verfügt über eine der modernsten Verkehrs- 
infrastrukturen weltweit mit einem diehten und leistungs- 
fähigen Nefz von Sfraßen, Sehienen, Wassersfraßen, 
Häfen und Flughäfen. Die logisfisehen Sysfeme sind ex- 


• Daten nach Fraunhofer Institut Integrierte Schaltung - Arbeitgruppe 
für Technologien der Logistik-Dienstleistungswirtschaft ATL (2005): 
Logistikstandort Deutschland; Fraunhofer Institut Integrierte Schal- 
tungen - Arbeitsgruppe für Technologien der Logistik-Dienstleistun- 
gen ATL (2007): TOP 100 in European Transport und Logistics Ser- 
vices. 


zellenf ausgebauf. Ziel der Bundesregierung isf es, diese 
Spifzensfellung Deufschlands in Güferverkehr und Logis- 
tik wie auch in der Verkehrsinfrastruktur dauerhaft zu si- 
chern. Bei dieser Aufgabe muss sich Politik wie Wirt- 
schaft gleichermaßen den wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Herausforderungen stellen. 

a) Verkehrswachstum infolge Globalisierung 
und zunehmender Arbeitsteilung 

Die erste und zugleich zentrale Herausforderung, auf die 
die Bundesregierung mit diesem Masterplan reagiert, ist 
der infolge von Globalisierung und verstärkter ökonomi- 
scher Arbeitsteilung zu erwartende drastische Anstieg des 
Güterverkehrs. Zunehmende Spezialisierung und Arbeits- 
teilung werden zu einem weiteren Anstieg des internatio- 
nalen Handels führen, ln der Folge werden immer mehr 
Waren und Güter über immer größere Distanzen transpor- 
tiert. Damit ist eine starke Erhöhung des Bedarfs an Lo- 
gistik- und Transportdienstleistungen zu erwarten. 

Wenn nicht reagiert wird, muss in Deutschland infolge- 
dessen mit einer Zunahme der Güterverkehrsleistung zwi- 
schen 2004 bis 2025 um 71 Prozent gerechnet werden, im 
Straßengüterverkehr fällt dieser Anstieg mit 79 Prozent 
und im Straßengüterfemverkehr mit 84 Prozent noch 
deutlicher aus.^ Da dieser Anstieg überdies regional un- 
gleichmäßig verteilt ist, ist auf vielen Femstraßen nahezu 
mit einer Verdoppelung des Güterverkehrs zu rechnen. 
Dies würde, wenn der prognostizierte Anstieg Wirklich- 
keit würde, bedeuten: Wo heute auf Autobahnen eine 
Fahrspur von Lkw genutzt wird, wären in knapp zwanzig 
Jahren zwei Spuren nötig, um das gestiegene Güterauf- 
kommen bewältigen zu können. Darüber hinaus wird 
auch der Personenverkehr zunehmen, wenn auch mit 
19 Prozent in einem wesentlich geringeren Maße. 

Es ist offenkundig, dass ein solches Wachstum die Ver- 
kehrspolitik vor große Herausforderungen stellt: Es gilt 
sicherzustellen, dass Wirtschaftswachstum und Arbeits- 
plätze auf die wir zur Sicherung unseres Wohlstands an- 
gewiesen sind, nicht durch Engpässe im Verkehrssystem 
verringert werden. Eine unzureichende Verkehrsinfra- 
struktur hätte nicht nur für die deutsche Wirtschaft 
negative Auswirkungen, sondern für unsere Mobilität ins- 
gesamt. Denn im Stau stehen Güter und Menschen ge- 
meinsam. Zunehmender Güterverkehr verschärft mithin 
die Konflikte mit dem Personenverkehr. Es geht daher 
nicht allein darum, das Funktionieren unseres Güterver- 
kehrssystems als Grundlage von Wettbewerbsfähigkeit 
und Wirtschaftswachstum sicherzustellen; die Herausfor- 
derung besteht zugleich darin, Güterverkehr so zu organi- 
sieren, dass er die Mobilität der Menschen - und damit 
konkret den Personenverkehr - möglichst wenig beein- 
trächtigt. 


2 Intraplan Consult GmbH und BVU Beratergruppe Verkehr + Umwelt 
GmbH (2007): Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflech- 
tungen 2025, FE-Nr. 96.0857/2005, im Auftrag des Bundesministe- 
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 
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b) Klima- und Umweltschutz 

Mehr Verkehr bedeutet, wenn er nicht effizienter organi- 
siert wird, auch mehr Schadstoff- und C02-Ausstoß, mehr 
Lärm, mehr Flächenverbrauch. Auch der Energiever- 
brauch des Verkehrs wirft Probleme auf, denn 7 1 Prozent 
des Gesamtverkehrs in der Europäischen Union sind vom 
Mineralöl abhängig, der Straßenverkehr sogar zu 97 Pro- 
zent. Verkehr ist überdies für rund 20 Prozent des Ge- 
samt-C02-Ausstoßes in der EU verantwortlich. Ein Drit- 
tel der C02-Emissionen des Straßenverkehrs entfällt 
dabei auf den Straßengüterverkehr. Mit weiter zurückge- 
henden C02-Emissionen im Individualverkehr und der 
prognostizierten Zunahme des Straßengüterverkehrs wird 
sich dieses Verhältnis zunehmend zuungunsten des Stra- 
ßengüterverkehrs verschlechtern. Dabei spielt auch eine 
Rolle, dass aufgrund der schon heute hohen Kosten- und 
Energieeffizienz großer Dieselmotoren die noch vorstell- 
baren technologischen Einsparpotenziale bei Lkw-Moto- 
ren - anders als bei Pkw - begrenzt und diese überdies 
nicht kurzfristig zu realisieren sind. 

Daraus ergibt sich die zweite große Herausforderung, der 
sich dieser Masterplan stellt: Wir müssen Verkehr um- 
weit- und klimaverträglich machen und so ausgestalten, 
dass unsere Lebensqualität möglichst wenig beeinträch- 
tigt wird. Das heißt: Verkehr muss energiesparend, effi- 
zienter, sauberer und nicht zuletzt auch leiser werden. 
Dies liegt auch im wohlverstandenen Eigeninteresse der 
Transportwirtschaft. Denn Lärm, Umweltbelastungen 
und Gesundheitsgefährdungen, die vom Güferverkehr 
ausgehen, gefährden auf Dauer die Akzepfanz des Güfer- 
verkehrs in der Bevölkerung. 

c) Demografischer Wandel 

Das Statisfische Bundesamf prognostiziert für Deut- 
schland bis 2050 einen Bevölkerungsrückgang von 
derzeit 82,5 auf ca. 74 Millionen Einwohner.^ Dieser 
Rückgang führt jedoch aufgrund der beschriebenen Aus- 
wirkungen verstärkter Spezialisierung und Arbeitsteilung 
mittelfristig nicht zu einer Abnahme des Güterverkehrs. 
Der demografische Wandel stellt die Verkehrspolitik al- 
lerdings insofern vor erhebliche Herausforderungen, als 
die Bevölkerungsentwicklung in den einzelnen Regionen 
höchst unterschiedlich verläuft und sich in der Folge das 
Wachstum der Güterverkehrsströme regional verschie- 
den entwickeln wird. Während in einigen Regionen ledig- 
lich ein moderater Anstieg des Güterverkehrs zu erwarten 
ist, wird das Güterverkehrswachstum vor allem auf 
Hauptverkehrsachsen im Seehinterlandverkehr und zwi- 
schen den großen Ballungsräumen sehr viel deutlicher 
ausfallen. Diese regional differenzierte Entwicklung ver- 
langt der Transportwirtschaft erhebliche Anpassungsleis- 
tungen ab; vor allem aber ist die Verkehrspolitik gefor- 
dert, dem unterschiedlichen Bedarf angepasste Prioritäten 
bei den Infrastrukturinvestitionen zu setzen. Investitionen 
in die absehbaren Engpassstellen des Verkehrssystems 


^ Statistisches Bundesamt (2006): 11. koordinierte Bevölkerungs- 
vorausberechnung. 


auf den Hauptachsen kommt daher eine zentrale Bedeu- 
tung zu. Diese kommt dabei auch der Bevölkerung in 
strukturschwachen Gebieten zu Gute, da auch Regionen 
mit sinkender Bevölkerungszahl und schwächerem Ver- 
kehrszuwachs darauf angewiesen sind, dass die Güterver- 
sorgung über die hoch belasteten Hauptzulieferachsen ge- 
sichert ist. 

ln einer weiteren Hinsicht beeinflusst der demografische 
Wandel das Transport- und Logistiksystem: Er bringt ver- 
änderte Logistikbedarfe und Mobilitätsbedürfnisse einer 
älter werdenden Bevölkerung mit sich und bietet hier- 
durch der Verkehrs- und Logistikwirtschaft die Chance, 
neue Logistikprodukte zu entwickeln und neue Märkte zu 
erschließen. Dabei erfordert der steigende Anteil älterer 
Konsumentinnen und Konsumenten ein Umdenken nicht 
nur bei der Produktentwicklung und im Marketing, son- 
dern auch bei den logistischen Dienstleistungen. Dies 
kann zu einer Erweiterung der logistischen Dienstleis- 
tungspalette führen, z. B. durch Einrichtung spezieller 
Lieferdienste und Fahrservices. Auch das steigende 
Durchschnittsalter der Bevölkerung führt also nicht zu 
weniger Verkehr. Vielmehr ist im gesamten Wirtschafts- 
verkehr mit einem Anstieg von Liefer-, Zustell-, Heim- 
und Pfiegediensten zu rechnen - auch dies ein Grund, wa- 
rum trotz abnehmender Bevölkerung die Verkehrsleistung 
weiter zunehmen wird. 

d) Veränderte Arbeitsbedingungen und 
Qualifizierungsanforderungen 

Die Unternehmen im Bereich Güterverkehr und Logistik 
profitieren zwar von dem mit zunehmender Globalisie- 
rung und räumlicher und funktionaler Arbeitsteilung ein- 
hergehenden steigenden Transportbedarf Aber sie wer- 
den auch vor zunehmende Herausforderungen gestellt, 
indem sie mit einem wachsenden Bedarf an Arbeitskräf- 
ten bei gleichzeitig schrumpfendem Arbeitskräfteangebot 
konfrontiert sind. Bereits heute gestaltet sich in vielen 
Bereichen der Güterverkehrslogistik die Suche nach qua- 
lifiziertem Personal schwieriger. Alterung und Bevölke- 
rungsrückgang werden die Schwierigkeiten bei der 
Deckung der Fachkräftenachfrage in den kommenden 
Jahrzehnten noch erhöhen. Wie die deutsche Wirtschaft 
insgesamt, so steht somit auch die Logistikbranche vor 
der Herausforderung, Wachstumseinbußen infolge des 
demografiebedingt geringeren Arbeitskräftepotenzials zu 
verhindern. 

Gleichzeitig verändern fortschreitende Spezialisierung, 
technische Innovationen und zunehmender internationa- 
ler Wettbewerb radikal die Arbeitsbedingungen wie auch 
Qualifikationsanforderungen für die Beschäftigfen im 
Güferverkehrs- und Logistikbereich, von denen im Jahr 
2004 noch 44 Prozent ohne Berufsausbildung waren."* 
Steigende Qualifikationsanforderungen könnten den 
Fachkräftemangel bereits mittelfristig zum Problem für 


4 Fraunhofer Institut Integrierte Schaltung - Arbeitgruppe für Techno- 
logien der Logistik-Dienstleistungswirtschaft ATL (2006) „Stand 
und Entwicklung der Logistik in Deutschland“ im Auftrag des Bun- 
desministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 
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Logistikuntemehmen werden lassen. Die Mitarbeiter 
werden zum Sehlüsselfaktor für die erfolgreiehe Entwiek- 
lung der Logistik- und Verkehrswirtsehaft. Deren Wettbe- 
werbsfähigkeit hängt künftig deshalb vor allem davon ab, 
ob es den Unternehmen gelingen wird, ihre Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter hinreiehend zu qualifizieren und 
- angesiehts steigender Arbeitsanforderungen - zu moti- 
vieren. Dabei kommt der betriebliehen Aus- und Weiter- 
bildung eine wiehtige Rolle zu. 

Der zunehmende globale Wettbewerb versehärfl zugleieh 
die Konkurrenzsituation, in der das Transportgewerbe 
und seine Besehäftigten stehen. Logistik findet weltweit 
rund um die Uhr statt; die Unternehmen und deren Be- 
sehäfligte werden einem immer größer werdenden Liefer- 
und Zeitdruek ausgesetzt. Neben der Mitarbeiterqualifi- 
zierung ist daher die Sehaffung guter Arbeitsbedingungen 
eine zentrale Aufgabe, der sieh die Unternehmen zu stel- 
len haben. Der Staat steht in der Pfiieht, wirksame Sozial- 
vorsehriften festzulegen und ihre Einhaltung zu überwa- 
ehen. 

e) Steigende Sicherheitsanforderungen 

Zunehmender Güterverkehr, die steigende Belastung der 
im Transportgewerbe Besehäftigten, aber aueh das mit 
dem demografisehen Wandel verbundene höhere Dureh- 
sehnittsalter der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs- 
teilnehmer sowie die Bedrohung dureh Naturkatastrophen 
rücken Fragen der Verkehrssicherheit („Safety“) verstärkt 
ins Blickfeld der Verkehrspolitik. Verkehrssicherheit be- 
deutet aber auch: Sicherheit vor terroristischen Gefahren, 
die die Lieferketten bedrohen („Security“). 

Globalisierung und die damit einhergehende internatio- 
nale Verflechtung haben Güterverkehr und Logistik ver- 
wundbarer gemacht. Die Bundesregierung sieht es als 
eine Gemeinschaftsaufgabe an, die Sicherheit der Liefer- 
ketten und damit auch der im Transportgewerbe beschäf- 
tigten Menschen zu erhöhen. Benötigt wird eine konti- 
nuierliche internationale Verständigung darüber, wie die 
Gefahrenabwehr für den Verkehr und die Handelssfröme 
gewährleisfet werden kann. Denn dauerhafte Sicherheit 
im grenzüberschreitenden Güterverkehr ist nur durch in- 
ternationale Kooperation zu finden. Die Herausforderung 
besteht darin, die notwendigen Maßnahmen zur Gefah- 
renabwehr und zur Erhöhung der Sicherheit so zu organi- 
sieren, dass die Funktionsfähigkeit und Schnelligkeit des 
Verkehrs- und Transportsystems möglichst wenig beein- 
trächtigt und der finanzielle und bürokratische Aufwand 
für Unfemehmen wie sfaafliche Verwaltungen gering ge- 
halten werden, gleichzeitig aber auch die Versorgung der 
Bevölkerung bestmöglich sichergestellt wird. 

4. Nachhaltigkeit als Maßstab der 
Verkehrspolitik 

Mobilität zu erhalten bedeutet unter sich verändernden 
Rahmenbedingungen: Verkehr neu gestalten. Dies ist 
Aufgabe von Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu- 
gleich. 


Die Bundesregierung orientiert sich hierbei am Grundsatz 
der Nachhaltigkeit. Dieser bedeutet zuallererst: Verkehrs- 
politik steht im Dienste der Menschen, und zwar auch der 
künftigen Generationen. Verkehrspolitik muss so gestaltet 
werden, dass auch in Zukunft Mobilität als Grundlage in- 
dividueller Entfaltung und gesellschaftlichen Austauschs 
möglich bleibt und die Grundlagen unseres Wohlstandes 
erhalten bleiben. Anders ausgedrückt: Unsere heutige 
Mobilität und die Art, wie wir unser Verkehrssystem und 
seine Infrastruktur ausgestalten, darf nicht auf Kosten der 
Mobilität und Lebensqualität unserer Kinder und Enkel 
gehen. 

Die Verkehrspolitik der Bundesregierung orientiert sich 
deshalb an dem dreifachen Maßstab nachhaltigen Han- 
delns: 

1. Dem ökonomischen Maßstab: Verkehr soll dauerhaft 
zu Wohlstand, Beschäftigung und Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Volkswirtschaft beitragen, ohne 
andere Flächennutzungen übermäßig zu beeinträchti- 
gen. Wettbewerb als Treiber von Qualität und Effi- 
zienz kommt hohes Gewicht zu. 

2. Dem ökologischen Maßstab: Verkehr ist so zu gestal- 
ten, dass die natürlichen Lebensgrundlagen und damit 
zugleich auch die Lebensqualität dieser und kommen- 
der Generationen bewahrt werden. 

3. Dem sozialen Maßstab: Verkehr soll die Teilhabe aller 
am öffentlichen Leben ermöglichen. Verkehrspolitik 
hat deshalb eine soziale Verantwortung: für bezahlbare 
Mobilifäf, für Sicherheif und Fairness im Verkehr und 
ebenso für gufe Arbeifsbedingungen der im Transport- 
gewerbe Beschäftigten. 

Die Bundesregierung verfolgt deshalb im vorliegenden 
Masterplan einen integralen Ansatz: die Maßnahmen des 
Masterplans zielen auf wirtschaftliche Effizienz, auf Um- 
weltffeundlichkeit und auf soziale Verantwortung. 

5. Verkehrspolitik im gesellschaftlichen 
Dialog 

Nachhaltigkeit als Verknüpfung ökonomischer, ökologi- 
scher und sozialer Erfordernisse lässf sich nur erreichen, 
wenn alle Befeiligfen mifwirken. Der Erarbeitungspro- 
zess des Masterplans zielte deshalb von Anfang an auf 
eine breite Vernetzung der Akteure aus Wirtschaft, Wis- 
senschaft, Politik und Zivilgesellschaft und auf eine 
Überwindung versäulter Denk- und Arbeitsstrukturen. 
Um einen solchen gemeinsamen Erarbeitungs- und Lern- 
prozess auf den Weg zu bringen, hat das Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau und Stadtenfwicklung eine Reihe 
themenbezogener Workshops mit Experten aus Wirt- 
schaft, Wissenschaft, Verwaltungen der Länder und mit 
Verbänden (u. a. Gewerkschaften, Wirtschafts-, Umwelt- 
verbände) organisiert. 

Insgesamt brachten mehr als 700 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer ihr Know-how und ihre Erfahrung ein. Die 
Ergebnisse dieses Dialogprozesses wurden in einer Liste 
mit Maßnahmenvorschlägen zusammengefasst. Der nun 
vorliegende Masterplan ist Ergebnis eines Arbeitsprozes- 
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ses, in den die Länder, Verbände und Ressorts der Bun- 
desregierung einbezogen waren. Im Ansehluss erfolgte 
ein Bewertungsprozess dureh das BMVBS, bei dem die 
Ressorts Gelegenheit zur Stellungnahme erhielten. 

Der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwiek- 
lung hat seinen Maßstab für die Bewertung der aus dem 
Dialogprozess hervorgegangenen Handlungsvorschläge 
im September 2007 in der „Verkehrspolitischen Orientie- 
rung für einen Masterplan Güterverkehr und Logistik“ 
dargelegt. Entsprechend dieser Orientierung und als Er- 
gebnis der Beratungen zwischen den Ressorts, mit den 
Ländern und den Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und Verbänden wurde der vorliegende Masterplan der 
Bundesregierung für die künftige Ausrichtung des Güter- 
verkehrs in Deutschland erarbeitet. Angesichts einer Viel- 
zahl zum Teil divergierender Zielvorstellungen und Maß- 
nahmenvorschläge war mit dem Masterplan eine erste 
Priorisierung vorzunehmen, die entsprechend den auch fi- 
nanziellen Kriterien der Nachhaltigkeit fortlaufend über- 
prüft und aktualisiert wird. 

Verantwortung für die Umsetzung der in diesem Master- 
plan aufgeführten Maßnahmen tragen jeweils unter- 
schiedliche Akteure. Der Masterplan legt deswegen bei 
jeder Maßnahme dar, wem Verantwortung tür ihre Ver- 
wirklichung zukommt. Dabei gilt tür die Umsetzung, was 
bereits tür den Erarbeitungsprozess des Masterplans ge- 
golten hat: Sie wird nur dann gelingen, wenn weiterhin 
von allen Seiten die Bereitschaft zum Dialog und zur Zu- 
sammenarbeit besteht. 

Verkehrspolitik muss in einer zusammenwachsenden 
Europäischen Union europäisch gedacht und geplant wer- 
den. Ein intensiver Austausch des BMVBS mit der EU- 
Kommission war die Grundlage datür, dass sich der Mas- 
terplan Güterverkehr und Logistik und der im Herbst 
2007 vorgelegte Aktionsplan Güterverkehrslogistik der 
EU nahtlos verbinden und ergänzen. Diesen Dialog gilt es 
unter verstärkter Einbeziehung der europäischen Nach- 
barstaaten, die zum Teil ebenfalls mit der Erarbeitung von 
Masterplänen begonnen haben, fortzusetzen. 

6. Ziele des Masterplans 

A Verkehrswege optimal nutzen - Verkehr 

effizient gestalten 

Angesichts des erheblichen Verkehrswachstums und der 
knappen Haushaltsmittel ist es das vordringliche Ziel der 
Bundesregierung, die Effizienz zu erhöhen und die vor- 
handenen Kapazitäten unseres Verkehrssystems bestmög- 
lich auszuschöpfen. Das zu erwartende zusätzliche Ver- 
kehrsaufkommen lässt sich nicht allein durch den Neu- 
und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur bewältigen. Aus 
finanzpolitischen sowie wirtschaftlichen Gründen, aus 
Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes, zur Siche- 
rung der Flächen für die landwirtschaftliche Produktion 
sowie um weitere Belastungen der Lebensqualität der An- 
wohnerinnen und Anwohner von Verkehrstrassen zu 
vermeiden, ist es unabdingbar, durch eine bestmögliche 
Nutzung der vorhandenen Infrastruktur den Aus- und 
Neubaubedarf auf den notwendigen Umfang zu beschrän- 


ken und diesen insbesondere auf Engpässe des Verkehrs- 
systems zu konzentrieren. 

Ziel der Bundesregierung ist es deswegen, die einzelnen 
Verkehrsträger im Rahmen eines integrierten Verkehrs- 
systems besser miteinander zu verknüpfen, um so die spe- 
zifischen Stärken jedes Verkehrsträgers optimal zu nutzen 
und die Leistungsfähigkeit des Gesamtsystems zu stär- 
ken. Im Rahmen eines solchen integrierten Verkehrskon- 
zepts misst die Bundesregierung den See-, Binnen- und 
Flughäfen als zentralen Verknüpfungspunkten zwischen 
den Verkehrsträgern große Bedeutung bei. Das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Sfadfentwicklung wird 
deshalb mif einem Nafionalen Flughafenkonzepf und ei- 
nem Nafionalen Hafenkonzepf Sfrafegien vorlegen, um 
die Weffbewerbsfähigkeif des Hafen- und Flughafen- 
sfandorts Deufschland zu erhöhen und die Anbindung 
dieser Verkehrsdrehscheiben an das überregionale Ver- 
kehrsnefz zu verbessern. Dabei gilt es künftig neben einer 
stärkeren Nutzung der umweltfreundlicheren Binnen- 
schifffahrt auch die Potenziale der Seeschifffahrt auf mitt- 
leren Entfernungen verstärkt zu nutzen (Short-Sea- 
Shipping), um auf diese Weise Straße und Schiene von 
Gütertransporten zu entlasten und dort zusätzliche Auf- 
nahmekapazitäten freizusetzen. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus die elektroni- 
schen Verkehrslenkungs- und Verkehrsmanagementsys- 
teme bei allen Verkehrsträgern deutlich ausbauen, um 
eine verbesserte Steuerung von Verkehrsströmen und da- 
mit eine gleichmäßigere Auslastung und höhere Kapazität 
der Verkehrswege zu erreichen. Im Bereich der Bundes- 
femstraßen ist es das Ziel, die Anzahl der Staus durch die 
Installation weiterer Stecken- und Netzbeeinfiussungs- 
anlagen, die zeitweise Nutzung von Standstreifen für den 
fließenden Verkehr sowie durch ein Sfau minimierendes 
Bausfeilenmanagement erheblich zu verringern. Bei 
Schienen und Wasserstraßen sollen Kapazitätsspielräume 
durch Verwendung moderner Telematik-Technologien 
konsequent erschlossen werden. Alle diese Maßnahmen 
tragen zugleich zu einer Erhöhung der Verkehrssicherheit 
bei. 

Um ein integriertes, leistungsfähiges Verkehrssystem auf 
Dauer zu erhalten, ist es unerlässlich, die langfristige 
Funktionsfähigkeit der Verkehrswege angesichts der ab- 
sehbaren Folgen des Klimawandels zu sichern. Das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
wird deshalb die Potenziale der Binnenwasserstraßen vor 
dem Hintergrund des Klimawandels in einem For- 
schungsprogramm überprüfen und Anpassungsstrategien 
entwickeln, um die Binnenschifffahrt als umweltfreundli- 
chen Verkehrsträger in Deutschland langfristig zu si- 
chern. 

B Verkehr vermeiden - Mobilität sichern 

Neben einer besseren Nutzung bestehender Verkehrswege 
ist es ein vordringliches Ziel der Bundesregierung, Güter- 
verkehr, wo immer dies ohne wirtschaftliche Beeinträch- 
tigung möglich ist, zu vermeiden. Ohne eine aktive 
verkehrspolitische Gestaltung würde das Güterverkehrs- 
wachstum nicht nur erhebliche Auswirkungen für die 
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Umwelt und die Lebensqualität der Menschen mit sich 
bringen. Es würde auch die Gefahr bergen, dass unsere 
Mobilität auf bestimmten Verkehrsachsen im Dauerstau 
zum Erliegen kommt. Dies gilt es zu verhindern. 

Bezogen auf den Güterverkehr hält die Bundesregierung 
deshalb ein Höchstmaß an Effizienz in der Verkehrsab- 
wicklung, eine optimierte Prozesssteuerung in der Logis- 
tik sowie eine Beseitigung verkehrlicher Engpässe für un- 
erlässlich, damit vermeidbarer Verkehr auch tatsächlich 
eingespart wird. Verkehrsvermeidung durch größere Effi- 
zienz spart Unternehmen Kosten und kommt daher auch 
der Wirtschaft zu Gute. Es geht darum, Logistikkonzepte 
so weiter zu entwickeln, dass Transporte, wo immer mög- 
lich, gebündelt werden (z. B. auch in der City -Logistik), 
und Anreize zu setzen für eine noch stärkere Reduzierung 
von Leerfahrten. Die Unternehmen sind gefordert, durch 
verstärkte Investitionen in innovative Technologien ihren 
Beitrag zur Vermeidung überflüssiger Fahrten zu leisten. 

Die Bundesregierung wird sich darüber hinaus mit Nach- 
druck auf europäischer Ebene dafür einsetzen, dass Tran- 
sitverkehre in und durch Europa effizient und nachhaltig 
gestaltet werden. Deutschland steht zu seiner europäi- 
schen Verantwortung als Verkehrsdrehscheibe und Tran- 
sitland. Deswegen müssen in Europa Wege gefunden 
werden, mit denen der Lissabon-Prozess gestärkt und die 
von Transitverkehren ausgehenden Folgen für Umwelt 
und Lebensqualität minimiert werden. 

C Mehr Verkehr auf Schiene und 
Binnenwasserstraße 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, deutlich mehr 
Verkehr auf Schiene und Wasserstraße zu bringen. Des- 
halb wird sie die rechtlichen Rahmenbedingungen und In- 
vestitionsschwerpunkte so setzen, dass der Verkehrsträger 
Schiene in die Lage versetzt wird, seinen Anteil am Gü- 
terverkehr bis 2025 nachhaltig zu erhöhen. Die Maßnah- 
men, die zur Stärkung des Schienengüterverkehrs dienen, 
können gleichzeitig dazu beitragen, dass auch im Perso- 
nenverkehr die Kapazitäten der Schiene steigen. 

Die Stärkung der Schiene und Wasserstraße stellt einen 
wichtigen Beitrag dar, um unser Verkehrssystem klima- 
und umweltfreundlicher zu gestalten. Darüber hinaus 
trägt eine Verlagerung von Verkehr auf die Schiene und 
Wasserstraße aber auch dazu bei, Kapazitäten auf der 
Straße freizumachen und dort Staus zu vermeiden. Von 
einer Stärkung der Schiene und Wasserstraße profitiert 
deshalb auch der Straßenverkehr. Es geht also keinesfalls 
darum, die einzelnen Verkehrsträger gegeneinander aus- 
zuspielen. Ziel der Bundesregierung ist es vielmehr, dass 
innerhalb eines integrierten Verkehrssystems die einzel- 
nen Verkehrsträger so eingesetzt und miteinander ver- 
knüpft werden, dass sie ihre spezifischen Sfärken opfimal 
entfalten können. 

Die Bundesregierung unterstützt Maßnahmen, die zu 
mehr Wettbewerb im Schienenverkehr führen. So wird 
die europäische Infegration mif ihrer Öffnung für den 
grenzüberschreifenden Schienengüferverkehr als positiv 
bewerte!. Die Bundesregierung unterstüfzf die Fortsef- 


zung der europäischen Liberalisierungsbemühungen. Die 
noch fehlende Harmonisierung darf nichf dazu dienen, 
nationale Liberalisierungsrückschritte oder -Unterbre- 
chungen vorzunehmen. Eine Stärkung des Wettbewerbs 
im Schienenverkehr verbessert auch dessen Wettbewerbs- 
fähigkeit gegenüber den anderen Verkehrsträgern. Hier ist 
auch bei der Fortentwicklung der rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen anzusetzen. Sie wird sich darüber hinaus auch 
auf europäischer Ebene für faire Wettbewerbsbedingun- 
gen zwischen den Verkehrsträgern einsetzen. 

D Verstärkter Ausbau von Verkehrsachsen 
und -knoten 

Verkehrsvermeidung, effiziente Verkehrsabwicklung und 
Verkehrsverlagerung werden allein nicht ausreichen, um 
unsere Mobilität langfristig zu sichern. Angesichts schon 
heute spürbarer Engpässe in der Verkehrsinfrastruktur 
und der absehbaren erheblichen Steigerung des Verkehrs- 
aufkommens wird die Bundesregierung die Anstrengun- 
gen zu einem menschen- und umweltgerechten Ausbau 
der Verkehrswege verstärken. Hierbei wird sie dem 
Lärmschutz ebenso Rechnung tragen wie den anderen 
Belangen des Umwelt- und Naturschutzes, aber auch den 
Belangen der Land- und Forstwirtschaft. Die Planungen 
sind noch stärker an den Bedürfnissen der Menschen vor 
Ort auszurichten. 

Um dem künftigen Ausbaubedarf ebenso Rechnung zu 
tragen wie dem mit zunehmender Abnutzung der Ver- 
kehrsinfrastruktur einhergehenden steigenden Erhal- 
tungsaufwand für die Bestandsnetze, der bereits heute 
nahezu zwei Drittel der Gesamtinvestitionen in die Ver- 
kehrsinfrastruktur beansprucht^, hat die Bundesregierung 
die Investitionsmittel des Bundes für die Verkehrsinfra- 
struktur aufgestockt; sie fordert Länder und Kommunen 
auf, in ihrem Verantwortungsbereich ebenfalls für eine 
deutliche Steigerung der Verkehrsinvestitionen zu sorgen. 
Trotz steigender Aufwendungen für den Erhalt sollen 
auch künftig - unter Beachtung der haushaltspolitischen 
Vorgaben - die finanziellen Spielräume für den gezielten 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur sichergestellt werden. 

Es bleibt trotz steigender Investitionen notwendig, beim 
Ausbau der Infrastruktur Prioritäten zu definieren. Dabei 
muss den erheblichen Unterschieden in der Verkehrsent- 
wicklung Rechnung getragen werden. Die Bundesregie- 
rung räumt deshalb dem Ausbau jener Verkehrswege und 
-knoten Vorrang ein, auf denen bereits heute Kapazitäts- 
engpässe bestehen oder auf denen diese aufgrund über- 
proportional steigenden Verkehrsaufkommens mittelfris- 
tig zu erwarten sind bzw. auf denen durch eine geeignete 
Anpassung des Verkehrssystems bestehende Kapazitäts- 
reserven besser ausgenutzt werden können. Dies gilt z. B. 
für einige Hafenhinterland- und Nord-Süd- Verbindungen, 
die gegenwärtig nahe an ihre Kapazitätsgrenze gelangt 
sind und die in Zukunft einen überdurchschnittlichen Ver- 
kehrszuwachs zu verkraften haben. Der Ausbau dieser 


^ Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(2007): Investitionsrahmenplan bis 2010 für die Verkehrsinfrastruk- 
tur des Bundes. 
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Engpässe in unserem Verkehrssystem kommt zugleich 
der Anbindung der Fläche zu Gute - auch weit abseits der 
eigentlichen Baumaßnahme. Denn die Schaffung hinrei- 
chender Kapazitäten für den Güter- wie Personenverkehr 
auf den am meisten belasteten Hauptverkehrsadern ist die 
unabdingbare Voraussetzung dafür, dass Menschen und 
Güter auch künftig schnell und pünktlich in jeden Winkel 
unseres Landes kommen. Gleichzeitig sind bei der Priori- 
sierung die strukturpolitischen Ziele im Sinne einer 
gleichwertigen Entwicklung in Deutschland zu beachten. 

Vor dem Hintergrund des weiter steigenden Güterver- 
kehrs, aber auch der sehr unterschiedlichen Belastung der 
einzelnen Strecken wird die Bundesregierung überprüfen, 
ob und ggf wie die Bedarfspläne bzw. Investitionspla- 
nungen für Straßen, Schienen und Wasserstraßen an die 
veränderte Verkehrs- und Wirtschaftsentwicklung ange- 
passt werden müssen. 

Um die Leistungsfähigkeit der Hauptverkehrsachsen zu 
erhöhen, strebt die Bundesregierung eine stärkere Tren- 
nung („Entmischung“) von langsamerem Güterverkehr 
und schnellerem Personenverkehr an, etwa durch ein be- 
lastungsorientiertes Fahrstreifenmanagement auf Auto- 
bahnen und durch die verstärkte räumliche und zeitliche 
Trennung von Güter- und Personenfemverkehr auf der 
Schiene. Auch hierfür isf ein gezielter Ausbau der am 
stärksten belasteten Strecken Voraussetzung: bei den be- 
troffenen Autobahnen die konsequente Erweiterung auf 
sechs Fahrstreifen und bei der Schiene die rasche Ver- 
wirklichung jener im Bundesverkehrswegeplan 2003 ge- 
nannten Projekte, die für eine wirksame Entflechtung von 
Personenfem- und Güterverkehr unerlässlich sind. 

E Umwelt- und klimafreundlicher Verkehr 

Der Verkehr von morgen soll leise, sauber, effizient und 
klimafreundlich sein, ln Bezug auf den Klimaschutz geht 
es einerseits darum, den spezifischen C 02 -Ausstoß des 
Verkehrs weiter zu reduzieren. Das im Integrierten Ener- 
gie- und Klimaschutzprogramm (lEKP) bekräftigte Ziel 
einer Verringerung der Treibhausgas-Emissionen bis 
2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 erfordert auch vom 
Verkehrssektor einen substanziellen Beitrag. Im lEKP hat 
die Bundesregierung sich bereits auf eine Reihe den Ver- 
kehr betreffender Maßnahmen verständigt: Hierzu gehö- 
ren die Einführung verbindlicher CO 2 - Werfe bei Pkw auf 
EU-Ebene, die Erhöhung des Anfeils der Biokraftsfoffe 
- möglichsf der zweiten Generation - am Kraftstoffver- 
brauch auf 20 Prozent im Jahr 2020, der Klimapass für 
Pkw, die Einführung einer CO 2 - und schadstoffbezogenen 
Kfz-Steuer für neu zugelassene Pkw und die Einbezie- 
hung von Flug- und Schiffsverkehr in den Emissionshan- 
del. Angesichts des prognostizierten Verkehrswachstums 
ist es jedoch offenkundig, dass eine Reduzierung des spe- 
zifischen Energieverbrauchs und C02-Aussfoßes durch 
technische Maßnahmen allein nicht ausreichend ist. Die 
in diesem Masterplan dargestellten Maßnahmen zur Ver- 
kehrsoptimierung, zur Verlagerung von Verkehren auf 
Schiene und Wasserstraße, zur effizienteren Abwicklung 
des Güterverkehrs, zur optimierten Nutzung bestehender 
Verkehrswege sowie die weiteren Maßnahmen zur Ent- 


lastung des Straßenverkehrs, vor allem die Stärkung öf- 
fentlicher Verkehrsangebote, dienen deshalb gleichfalls 
dem Ziel, Energieverbrauch und C02-Ausstoß des Ver- 
kehrs weiter zu reduzieren. Daneben sind auch Maßnah- 
men zu treffen, die die Inanspruchnahme von land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen sowie Flächen für Natur- 
und Landschafisschufz einschließlich der benötigfen Aus- 
gleichsfiächen minimieren. 

Ein wichtiges Ziel der Bundesregierung ist es, den mit 
dem Güterverkehr verbundenen Lärm zu reduzieren. Das 
BMVBS hat ein Nationales Verkehrslärmschutzpaket auf- 
gelegt, das Lärmschutzmaßnahmen bei allen Verkehrsträ- 
gern bündelt. Insbesondere die angestrebte Stärkung der 
Schiene ist verknüpft mit dem Ziel, den vom Schienengü- 
terverkehr ausgehenden Lärm deutlich zu vermindern. 
Neben baulichen Maßnahmen wie Lärmschutzwänden 
fördert die Bundesregierung in einem Pilotprojekt die 
Umrüstung von Güterwagen auf so genannte „Flüster- 
bremsen“, durch die die Fahrgeräusche von Güterzügen 
dauerhaft reduziert werden. Sie strebt zudem eine Staffe- 
lung der Trassenpreise nach Lärmemissionen an, um ei- 
nen ökonomischen Anreiz zur beschleunigten Umrüstung 
des Güterwagenbestandes zu setzen. Auf europäischer 
Ebene wird sie sich mit Nachdruck für konkrefe Verein- 
barungen zu verbesserten Lärmschufzmaßnahmen beim 
Waggonbesfand einsefzen. 

Der Schufz vor Verkehrslärm isf jedoch nicht allein eine 
Aufgabe des Staates. Die Bundesregierung sieht deshalb 
auch die Unternehmen selbst in der Pflicht, durch die An- 
schaffung lärmarmer Fahrzeuge im Straßengüterverkehr 
sowie durch Umrüstung der Bestandsfiotte im Schienen- 
verkehr den Güterverkehrslärm spürbar zu reduzieren. 
Dies liegt in ihrem wohlverstandenen unternehmerischen 
Interesse, da der vom Güterverkehr ausgehende Lärm und 
die damit verbundene Beeinträchtigung der Lebensquali- 
tät auf Dauer die Akzeptanz des Güterverkehrs in der Be- 
völkerung und damit das wirtschaftliche Fundament der 
Unternehmen gefährden. 

F Gute Arbeit und gute Ausbildung im 
T rans portgewerbe 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich für eine 
Verbesserung der Ausbildung und Weiterbildung sowie 
für gute Arbeitsbedingungen in der Güterverkehrs- und 
Logistikbranche ein und wird zu diesem Zweck eine kon- 
tinuierliche Kooperation aller maßgeblichen Akteure 
- neben staatlichen Stellen insbesondere der Unterneh- 
men, der beteiligten Branchenverbände und der Gewerk- 
schaften - ins Leben rufen. 

Die Beschäftigten in Transport und Logistik sind im be- 
sonderen Maße von den zu Beginn beschriebenen Um- 
wälzungen im Verkehrssektor betroffen. Zugleich stellen 
sie den Schlüsselfaktor für eine langfristig erfolgreiche 
Entwicklung der deutschen Logistik- und Verkehrs- 
wirtschaft dar. Investitionen in die Qualifikation der Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind deshalb für die Wett- 
bewerbsfähigkeit von Unternehmen von ebenso großer 
Bedeutung wie Investitionen in Technik und Fuhrpark. 
Um dem schon jetzt erkennbar werdenden Fachkräfte- 
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mangel gegenzusteuem, müssen die Aus- und Fortbil- 
dungssysteme gestärkt und entsprechend den gestiegenen 
Anforderungen weiterentwickelt werden. 

Die Bundesregierung wird daher gemeinsam mit Unter- 
nehmen, Wirtschaftsverbänden, Kammern und Gewerk- 
schaften noch im Jahr 2008 eine Aus- und Weiterbildungs- 
offensive starten und diese in die Qualifizierungsinitiative 
für Deutschland einbinden. Durch regelmäßige Bran- 
chengipfel, zu denen die Bundesregierung die genannten 
Akteure einladen wird, soll eine kontinuierliche Koopera- 
tion zur Verbesserung der Aus- und Weiterbildungssitua- 
tion im Logistikmarkt erreicht werden. Die Bundesregie- 
rung sieht dabei die Unternehmen in der Verantwortung, 
durch die Schaffung von zusätzlichen Ausbildungsplät- 
zen, wie sie im Nationalen Pakt für Ausbildung und Fach- 
kräftenachwuchs für Deutschland vom 5. März 2007 
zugesagt wurde, und durch eine Verbesserung der berufli- 
chen Qualifizierung die Voraussetzung zu schaffen, um 
ihren steigenden Fachkräftebedarf auch in Zukunft de- 
cken zu können. 

Um die Hochschulausbildung in der Logistik, die trotz 
hervorragender Qualität international bislang eher wenig 
Beachtung findet, stärker zu profilieren, wird sich die 
Bundesregierung überdies für die Schaffung eines inter- 
national anerkannten Studiengangs zur Aus- und Fortbil- 
dung im Logistikbereich einsetzen, der eng mit interna- 
tional tätigen Unternehmen der Branche und den 
führenden Forschungseinrichtungen vernetzt ist. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus das Bundesamt 
für Güferverkehr beauftragen, die Arbeitsbedingungen in 
Güterverkehr und Logistik jährlich im Rahmen der 
Marktbeobachtung des Güterverkehrs zu evaluieren. Um 
angesichts zunehmenden Zeit- und Lieferdrucks, dem die 
Beschäftigten in der Transportbranche ausgesetzt sind, 
gute Arbeitsbedingungen sicherzustellen, ist die Einhal- 
tung von Arbeitsschutz-, Sozial-, Verkehrssicherheits- 
und Gefahrgutvorschriften unverzichtbar. Sollte es hier 
nicht deutliche Fortschritte geben, wird die Bundesregie- 
rung in Zusammenarbeit mit den Ländern die Kontrollen 
verschärfen, um Sozialdumping und ein Unterlaufen von 
Vorschriften zu verhindern. Die Einhaltung der entspre- 
chenden Regelungen liegt im Interesse jedes Unter- 
nehmens. Denn zufriedene, motivierte und gesunde Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter bilden die Basis für jeden 
langfristigen ökonomischen Erfolg. 

7. Umsetzung 

Zur Sfärkung des Logisfikstandorfes Deufschland können 
und müssen viele beifragen, jeder in seiner Veranfwort- 
lichkeif: Bund, Länder und Kommunen sfehen in der Ver- 
anfwortung, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
schaffen und die Infrastruktur auf das immense Wachs- 
tum vorzubereiten. 

Der Masterplan beschreibt den Rahmen güterverkehrs- 
politischer Maßnahmen, die aus Sicht der Bundesregie- 
rung prioritär sind. Für die Maßnahmen, die im Ver- 
antwortungsbereich des Bundes liegen, stehen in der 
Finanzplanung bis 2012 beträchtliche Mittel zur Verfü- 


gung. So sind im Jahre 2009 für Invesfifionen in die klas- 
sischen Verkehrsfräger Sfraße, Wassersfraße und Schiene 
sowie den Kombinierfen Verkehr rd. 10,2 Mrd. Euro vor- 
gesehen, das sind rd. 1 Mrd. Euro mehr als im bisherigen 
Finanzplan, ln den Jahren 2010 bis 2012 werden die Ver- 
kehrsinvesfifionen auf hohem Niveau versfefigf. Die Er- 
höhung der Verkehrsinvesfifionen wird ermöglicht durch 
die Erhöhung und stärkere ökologische Steuerung der 
Maut, die verursachungsgerecht schweren LKW für die 
Nutzung der Bundesautobahnen auferlegt wird. Die zu- 
sätzlichen Mauteinnahmen kommen in voller Höhe dem 
Verkehrsbereich zugute. Weiterhin werden Erlöse der 
Bahnprivatisierung das Investitionsvolumen vergrößern, 
das für die Verkehrsinfrastrukfur zur Verfügung sfeht. Zu- 
dem soll - Wirtschaftlichkeif vorausgesefzf - eine ver- 
sfärkfe Einbindung privaten Kapitals über PPP-Projekte 
in die Bereitstellung der Verkehrs infrastruktur erfolgen. 

Gefordert sind aber auch die Unternehmen als die eigentli- 
chen Träger wirtschaftlichen Handelns, die Wirtschaftsver- 
bände und Gewerkschaften sowie zivilgesellschaftliche 
Gruppen als Vertreter der verschiedenen gesellschaftli- 
chen Interessen. Es ist ein Ziel dieses Masterplans, zu ei- 
ner dauerhaften Kooperation aller Beteiligten zu finden, 
Interessen auch auf europäischer Ebene abgestimmt zu 
vertreten und so gemeinsam dafür zu sorgen, dass 
Deufschland der Top-Sfandort für Transport und Logistik 
in Europa bleibt. 

Das BMVBS wird eine erste Evaluierung der Maßnah- 
men und ihrer Wirkungen vornehmen. 

Bei der Umsetzung der Maßnahmen ist es wichtig, dass 
alle Beteiligten Zusammenwirken - je nach ihrer Verant- 
wortlichkeit und im Bewusstsein, dass nur im Verbund al- 
len Herausforderungen wirksam begegnet werden kann 
und auch nur so die ökonomischen, ökologischen und so- 
zialen Erfordernisse in der Verkehrspolitik verwirklicht 
werden können. 

Es gilt nun, den gesellschaftlichen Dialog zur Verkehrs- 
politik, der mit dem Masterplanprozess intensiviert 
wurde, weiterzuführen und den werfvollen Pool von 
Know-how, Erfahrung, Konfakten und Kreativifät weiter 
zu nutzen. Das Netzwerk der Akteure aus Wirtschaft, 
Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft, das während 
des Erarbeitungsprozess entstanden ist, bildet hierfür eine 
hervorragende Grundlage. 

II. Maßnahmen 

A Verkehrswege optimal nutzen - Verkehr 

effizient gestalten 

A 1 Ausbau und Verstärkung der Verkehrs- 
managementsysteme auf hoch belasteten 
Strecken der Bundesautobahnen 

Ausgangslage 

Verkehrsmanagementsysteme tragen in vielen Bereichen 
zur Verbesserung der Verkehrslage bei. Sie ermöglichen 
durch aktive Steuerungsmaßnahmen eine optimierte Ver- 
haltensanpassung der Verkehrsteilnehmer an die aktuelle 
Verkehrssituation. Dynamische Anzeigen wie Höchstge- 
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schwindigkeiten, Überholverbote oder Anzeigen zur 
Spurbenutzung fuhren zu einer Verflüssigung des Ver- 
kehrs und vermeiden so Verhaltensweisen, die zu Staus 
oder Unfällen führen könnfen. Viele hoch belasfefe Sfre- 
cken des deufschen Aufobahnnefzes sind mif diesen mo- 
dernen Telemafikeinrichtungen noch nicht ausgerüstet. 

Beschreibung der Maßnahme 

Hoch belastete Autobahnstrecken, die noch nicht mit Te- 
lematikeinrichtungen ausgestattet sind, sollen beschleu- 
nigt damit ausgerüstet werden. Schon bestehende Ein- 
richtungen sind zu optimieren und ggf dem Stand der 
Technik anzupassen. 

Auswirkung 

Die Maßnahme führt zu einer höheren Leistungsfähigkeit 
der entsprechenden Streckenabschnitte. Sie wirkt sich Ef- 
fizienz steigernd auf dem gesamten Autobahnnetz aus 
und trägt zur Vermeidung von Stausituationen und zur Er- 
höhung der Verkehrssicherheit bei. Hierdurch werden zu- 
sätzlich positive Effekte hinsichtlich Klima- und Umwelt- 
schutz z. B. durch C02-Reduzierungen erwartet. 

Verantwortung 

BMVBS in Zusammenarbeit mit den betroffenen Bundes- 
ländern. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem BMVBS-Haushalt finan- 
ziert. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU-Verkehrs- 
politik. 

Umsetzungszeitraum 

Mit der Maßnahme soll 2008 begonnen werden. Eine 
komplette Ausrüstung der hoch belasteten Strecken wird 
bis 2015 angestrebt. 

A 2 Bundesweite Vereinheitlichung und 
Vernetzung der Verkehrsmanagement- 
systeme auf Bundesautobahnen 

Ausgangslage 

Die Erfassung, die Analyse und Steuerung des Verkehrs 
mit Hilfe von Verkehrsmanagementsystemen erfolgt auf 
dem Autobahnnetz durch die Betreiber der Infrastruktur 
auf Länderebene. Die Verkehrsmanagementsysteme sind 
bislang deutschlandweit nicht vernetzt. Eine Abstimmung 
oder Zusammenarbeit zwischen den Betreibern findet 
ebenfalls nicht in erforderlichem Umfang statt. Dies führt 
dazu, dass Potenziale zur effizienteren Nutzung des Net- 
zes der Bundesautobahnen nicht genutzt werden können. 


Beschreibung der Maßnahme 

Unter Berücksichtigung bestehender Verkehrsmanage- 
mentsysteme sollen die Verwaltungen der Länder in Zu- 
sammenarbeit mit dem BMVBS und der Industrie ein 
Konzept zur Vernetzung bestehender Verkehrsmanage- 
mentsysteme erarbeiten. Das Konzept soll bundesweit 
eine bedarfsgerechte und effiziente Verkehrsabwicklung 
auf Bundesautobahnen ermöglichen. Dies betrifft z. B. 
vorausschauende Informationen über Staus, freie Park- 
plätze als auch Verkehrsfluss beeinflussende Maßnahmen 
wie Geschwindigkeitsbegrenzungen oder Überholver- 
bote. 

Auswirkung 

Die Maßnahme ermöglicht bundesweit durch intelligente 
Verkehrsinformation und - Steuerung Kapazitätssteige- 
rungen auf Bundesautobahnen. Durch bessere Routenpla- 
nungen und kurzfristige Reaktionsmöglichkeiten auf sich 
entwickelnde Verkehrssituationen können Transporte ver- 
lässlicher abgewickelt werden. Dies wirkt sich auch posi- 
tiv auf Umwelt- und Klimaverträglichkeit des Verkehrs 
aus; die Verkehrssicherheit wird durch die Maßnahme 
ebenfalls erhöht. 

Verantwortung 

Für die Erarbeitung und Umsetzung des Konzepts sind 
die Bundesländer in Zusammenarbeit mit dem BMVBS 
zuständig. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem BMVBS-Haushalt finan- 
ziert. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU- Verkehrs- 
politik. 

U msetzungszeitr aum 

Mit der Maßnahme soll 2008 begonnen werden. Das 
Konzept soll bis Ende 2009 abgeschlossen und die voll- 
ständige Umsetzung bis 2015 abgeschlossen sein. 

A 3 Beschleunigte Umsetzung des „Ausbau- 
programms zur Verbesserung des 
Parkflächenangebots an Tank- und 
Rastanlagen der Bundesautobahnen“ 

Ausgangslage 

Die Lkw-Parkplatzkapazitäten an und in der Nähe der 
Bundesautobahnen (BAB) sind unzureichend. Hierdurch 
können sich vermehrt ein nicht ordnungsgemäßes Abstel- 
len der Lkw, zusätzlicher Parkplatzsuchverkehr und auch 
ein Überschreiten der zulässigen Lenkzeiten ergeben, was 
zu einer Erhöhung der Unfallgefahr führt. Die erwartete 
Zunahme des Güterverkehrs in Verknüpfung mit der 
neuen Lenk- und Ruhezeitregelung wird den Bedarf wei- 
ter erhöhen. Der höchste Bedarf besteht im Bereich der 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 16/10049 


Grenzübergänge naeh Osteuropa. Der Bundesverkehrs- 
minister hat die Dringliehkeit erkannt und im Herbst 2007 
eine Projektgruppe Autobahnparkplätze für Lkw einge- 
riehtet, die eine Kapazitätserweiterung angehen soll. 

Beschreibung der Maßnahme 

Es sollen 11 000 Parkplätze zusätzlieh gesehaffen wer- 
den. Die Arbeiten der Projektgruppe des BMVBS zur Be- 
darfsermittlung und zum Bau zusätzlieher Lkw-Park- 
plätze erstreeken sieh auf das gesamte BAB-Netz. Wegen 
der dringenden Probleme bei den Grenzübergängen naeh 
Osteuropa sollen Bedarfsermittlung und Bau für diesen 
Bereieh zeitlieh vorgezogen werden. Die Riehtlinien für 
Tank- und Rasfanlagen der Länder sollen dabei berüek- 
siehtigf werden. 

Auswirkung 

Diese Maßnahme frägf zur optimalen Nutzung der Ver- 
kehrswege, zur Vermeidung von Verkehr, zur umwelt- 
und klimafreundlieheren Gestaltung des Verkehrs sowie 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen bei. 

Verantwortung 

BMVBS, Straßenbauverwaltungen der Länder (Auftrags- 
verwaltung), Kommunen. Außerdem Speditionsver- 
bände, Autobahn Tank & Rast Holding GmbH, Vereini- 
gung Deutseher Autohöfe e.V. (VEDA). 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem BMVBS-Haushalt finan- 
ziert. Für das Ausbauprogramm stehen bis 2015 insge- 
samt 250 Mio. Euro zur Verfügung. Im Jahr 2008 sollen 
davon 35 Mio. Euro invesfierf werden. 

EU-Relevanz 

Die EU-Kommission, DG TREN, hat ein Pilotprojekt mit 
dem Ziel der Sehaffung eines Netzes sieherer Lkw-Park- 
plätze in der EU gestartet, das zunäehst bis 2009 mit 
11 Mio. Euro ausgestattet und mit Definitionsaufgaben 
besehäftigt ist. 

Umsetzungszeitraum 

Sehaffung von 11 000 zusätzliehen Parkplätzen bis 2012. 

A 4 Weiterführung und Intensivierung der 
Maßnahmen zur Stauvermeidung durch 
Optimierung des Baustellenmanagements 

Ausgangslage 

Staus verursachen volkswirtsehaftliehe Verluste und schä- 
digen Klima und Umwelt durch unproduktive Erhöhung 
von Emissionen. Nach Expertenschätzungen führen die 
Sfaus auf unseren Autobahnen zu volkswirtschaftlichen 
Kosten in zweistelliger Milliardenhöhe und zeichnen ver- 
antwortlich für Milliarden Eifer unnötig verbrauchten 
Kraftstoffs. Durch das nach aktuellen Prognosen vorher- 


gesagte Verkehrswachstum könnte sich diese Situation 
noch erheblich verschärfen. 

Baustellen auf Autobahnen behindern in vielen Fällen 
den Verkehrsfluss, erhöhen die Gefahr einer Staubildung 
und verringern die Verkehrssicherheit. Für die Unterhal- 
tung und den Betrieb der Bundesautobahnen sind heute 
durchschnittlich rund 200 bis 280 Baustellen täglich ein- 
gerichtet. Experten gehen davon aus, dass diese Baustel- 
len für mehr als ein Drittel aller Staus auf Autobahnen 
verantwortlich sind. 

Beschreibung der Maßnahme 

Um Stau zu vermeiden, soll das Baustellenmanagement 
optimiert werden. Hierbei geht es darum, 

- die Baustellenzeit zu reduzieren durch entsprechende 
Ausschreibungs- und Vertragsgestaltung sowie durch 
Bauarbeiten außerhalb der üblichen Arbeitszeiten, so- 
fern erforderlich auch an Sonntagen oder nachts, 

- die kumulative Staubildung zu vermeiden durch stär- 
kere bundesweite Baustellenkoordinierung und 

- an der Baustelle einen besseren Verkehrsdurchfiuss zu 
ermöglichen durch stärkere Anpassung der Baustel- 
lenmaßnahmen (z. B. Anzahl und Breite der Spuren) 
an die jeweilige Verkehrssituation und stärkere Nut- 
zung dynamischer verkehrslenkender Maßnahmen 
(z. B. Geschwindigkeitsanzeigen und Überholver- 
bote). 

Auswirkung 

Die Maßnahme soll zu einem besseren Durchfluss des 
Verkehrs an Baustellen führen. Dadurch sollen Sfaus re- 
duziert und die damif verbundenen volkswirfschaftlichen 
Schäden verringert werden. 

Verantwortung 

Für die Umsetzung der Maßnahmen ist das BMVBS in 
Zusammenarbeit mit den Bundesländern zuständig. 

Haushalts-Relevanz 

Die Umsetzung der Maßnahmen führt zu mehr Kosten bei 
den Baustellen. Diese Mehrkosten werden jedoch durch 
beträchtliche volkswirtschaftliche Gewinne überkompen- 
siert. Die erforderlichen Finanzierungsmittel werden im 
Haushalt des BMVBS veranschlagt. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahmen stehen in Übereinstimmung mit den Zie- 
len der EU- Verkehrspolitik, insbesondere hinsichtlich ei- 
ner Erhöhung der Verkehrssicherheit, des Verkehrsflusses 
in Europa und einer Reduzierung der Verkehrs-Emissio- 
nen. 

U msetzungszeltr aum 

Die Maßnahmen sollen im Jahr 2008 begonnen werden. 
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A 5 Verkehrsinformations- und 

Kommunikationsdienste für den Lkw auf 
dem Autobahnnetz durch Nutzung der 
Mautinformationen (Mautmehrwertdienste) 

Ausgangslage 

Der Straßengüterverkehr braueht zur Verbesserung seiner 
Leistungsfähigkeit spezifisehe Verkehrsinformationen. 
Vor diesem Hintergrund steigt die Naehfrage naeh Daten, 
die das deutsehe Mautsystem generiert. 

Beschreibung der Maßnahme 

Die aktuelle teehnisehe Ausstattung des Systems maeht 
das deutsehe LkwMautsystem zu einer idealen Plattform 
für Telemafik-Mehrwertdiensfe, die es zu entwiekeln gilt. 
Über die vorhandene Plattform wäre es Anbietern von Te- 
lematikdiensten möglieh, Basisfunktionen des Systems 
- wie die satellitengestützte Standortbestimmung, den 
vorhandenen Mobilfunk-Kommunikationskanal oder die 
Kurzstreekenkommunikation über Mikrowellenteehnolo- 
gie - gegen ein entspreehendes Nutzungsentgelt für ei- 
gene Diensfe zu nufzen. Reehtliehe, teehnisehe und orga- 
nisatorisehe Voraussetzungen sind so zu gestalten, dass 
ein fairer Wettbewerb zwisehen den Telematikanbietem 
ermöglieht wird. 

Auswirkung 

Dureh diese Maßnahme kann der Verkehr intelligenter so- 
wie umweit- und klimafreundlieher gestaltet und Logis- 
tikkonzepte verbessert werden. Parksuehverkehr kann re- 
duziert, Staus können vermieden werden: Das reduziert 
C02-Emissionen und sehont die Umwelt. Die Dienste 
können zur Verkehrsvermeidung und zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen beitragen. 

Verautwortuug 

Dem Bund obliegt die Sehaffung der reehtliehen Rah- 
menbedingungen. Die Gründung einer Telematies- 
Gateway-Gesellsehaft obliegt privaten Gesellsehaften, 
die für die feehnisehe und organisaforisehe Umsefzung 
zusfändig sind. 

Haushalts-Relevauz 

Gering, da Maufmehrwerfdiensfe als enfgeltliehe Diensf- 
leisfung ausgesfalfef werden. 

EU-Relevauz 

Eine Enfseheidung der EU-Kommission regelt die Bedin- 
gungen und Auflagen für das Anbiefen von Telematik- 
diensfen auf der Basis des deufsehen Maufsysfems dureh 
deren Befreiber. 

Umsetzuugszeitraum 

Sehaffung der verfragliehen Grundlagen dureh den Bund 
bis 2009. Die ersfen Anwendungen könnfen etwa 2010/ 
2011 starfen. 


A 6 Erarbeitung eines Konzeptes für die 
beschieunigte Einführung des 
europäischen Standards European Train 
Controi System (ETCS) auf den 
Frachtkorridoren Deutschiands 

Ausgangslage 

Auf den für den Sehienengüterverkehr wiehtigen Korri- 
doren besfehen zunehmende Kapazifäfsengpässe. Die er- 
wartefen Aufkommenszuwäehse insbesondere im Seeha- 
fenhinterlandverkehr werden diese Situation versehärfen. 
Darüber hinaus ist die Vielfalt inkompatibler Zugsiehe- 
rungssysteme in der EU ein maßgebliehes Hindernis für 
einen europäisehen Eisenbahnraum mit grenzübersehrei- 
tenden Zügen ohne Lokomotivweehsel an den Grenzen. 
Da Deutsehland ein Transitland und eine stark handelso- 
rientierte Nation in Europa ist, führt dies zu Verlusten der 
Attraktivität der Sehiene. Selbst Sehienen affine Trans- 
porte können nur sehwer für die Sehiene gewonnen wer- 
den. Das wirkt sieh belastend auf den Straßenverkehr und 
Klima- und Umweltsehutz aus. 

Beschreibung der Maßnahme 

Es soll ein nationales Konzept zur sehnelleren Einführung 
von ETCS auf den hoeh belasfefen Sehienenkorridoren in 
Deutsehland unter Berüeksiehtigung bedarfsgereehter 
Hafenhinterlandanbindungen erarbeitet werden. Das 
ETCS ist eine teehnisehe Spezifikation für die Inferopera- 
bilifäf des Sehienenverkehrs in Europa. Das Konzepf soll 
sowohl die für die Infrastruktur (Bestandnetz) vorgese- 
hene Finanzierungslinie des Bundes berüeksiehtigen aueh 
die von den VU zu tragenden Kosten für die bei den 
Sehienenfahrzeugen erforderliehen Einriehtungen quanti- 
fizieren. 

Auswirkung 

Das Konzept sehafft die Grundlage, um zu einer opti- 
mierten Nutzung der Sehiene zu gelangen. Die Kapazitä- 
ten können erweitert und mehr Verkehr auf die Sehiene 
verlagert werden. Dies führt zu einer Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Sehiene, einer Entlastung der 
Bundesfemstraßen und trägt zu Umwelt- und Klima- 
sehutz bei. 

Verautwortuug 

Für die Erarbeitung des Konzeptes ist das BMVBS in Zu- 
sammenarbeit mit der Deutsehen Bahn (DB) AG und den 
Ländern zuständig. 

Haushaltsrelevauz 

Die Kosten des Konzepts werden sieh im Rahmen der ak- 
tuellen aufgestoekten Finanzplanung des BMVBS halten. 

EU-Relevauz 

Die Maßnahme entsprieht der EU-Politik zur Sehaffung 
eines einheitliehen europäisehen Sehienenraumes, der 
u. a. dureh TEN-Korridore und die anzustrebende Inter- 
operabilität gekennzeiehnet ist. 
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Umsetzungszeitraum 

Die Erarbeitung des Konzeptes soll bis zum Jahr 2010 er- 
folgen. 

A 7 Erstellung eines nationalen 
Hafenkonzeptes 

Ausgangslage 

Unsere See- und Binnenhäfen sind für die gesamte Volks- 
wirtschaft von besonderer strategischer Bedeutung. Sie 
gehören zum Rückgrat der globalisierten Wirtschaft und 
sind Drehscheibe für den Warenaustausch innerhalb des 
Europäischen Binnenmarktes. Für die verladende Wirt- 
schaft sind unsere See- und Binnenhäfen unverzichtbarer 
Teil der Logistikkette. Deutschland steht angesichts der 
Verdoppelung des Güterumschlags und der Verdreifa- 
chung des Containerverkehrs in den Häfen bis 2025 vor 
großen Herausforderungen: 

Um Kapazitätsengpässe in den Häfen und beim Zu- und 
Ablaufverkehr zu vermeiden, muss die Verkehrsinfra- 
struktur modernisiert und dem wachsenden Transportbe- 
darf angepasst werden. Gleichzeitig stehen die deutschen 
Häfen in einem harten internationalen Wettbewerb, der 
fairer Regeln bedarf Das BMVBS hat mit der Absenkung 
der Mineralölsteuer für Seehafenumschlagsbetriebe be- 
reits einen wichtigen Beitrag zur Angleichung der Wett- 
bewerbsbedingungen mit den ARA-Häfen geleistet. Pro- 
duktion und Distribution stellen darüber hinaus höhere 
Anforderungen an Transport und Logistik. Die Hafenin- 
fra- und Suprastrukturen müssen daher mit dem Stand der 
Technik Schritt halten. Hinzu kommt, dass sich ein Man- 
gel an qualifizierten Arbeitskräften im maritimen Cluster 
abzeichnet. Das Wachstum von Hafenumschlag und See- 
hafenhinterlandverkehr stellt neue Anforderungen an 
Klima- und Umweltschutz. 

Der gezielte und koordinierte Ausbau der land- und see- 
seitigen Zufahrten der Seehäfen sowie deren Verbindung 
mit den Wirtschaftszentren Deutschlands gehören zu den 
zentralen Feldern der deutschen Verkehrspolitik und Ver- 
kehrswirtschaft. Es besteht wachsender Bedarf für die 
Koordinierung einer nationalen Hafenpolitik unter Ein- 
bindung der Binnenhäfen. 

Beschreibung der Maßnahme 

Um diesen Herausforderungen zu begegnen bedarf es ge- 
meinsamer Verantwortung und Aktivitäten von Bund, 
Ländern und der Wirtschaft. Hafenpolitik ist zu einer na- 
tionalen Aufgabe geworden. Deswegen wird ein nationa- 
les Hafenkonzept mit Maßnahmen u. a. zu folgenden 
Themenbereichen erarbeitet: 

a) Infra- und Suprastrukturen 

- Die zur Verfügung stehenden Investitionsmittel des 
Bundes werden noch stärker als bisher auf die ge- 
samtwirtschaftlich besonders wichtigen Projekte 
konzentriert. 


- Die Bundesregierung räumt dem Ausbau von Ha- 
fenhinterlandanbindungen (Straße, Schiene, Was- 
serstraße), die gegenwärtig nahe an ihre Kapazi- 
tätsgrenzen gelangt sind und die in Zukunft einen 
überdurchschnittlichen Verkehrszuwachs zu ver- 
kraften haben, Vorrang ein. 

- Es werden gezielt Möglichkeiten zur Kooperation 
der Seehäfen geprüft. 

- Mit Telematiklösungen sollen zusätzliche Effi- 
zienzpotenziale in den Häfen und in der Logistik- 
kette erschlossen werden. 

- Bei Überlegungen zur Umwidmung von Hafen- 
oder hafennahen Flächen für andere städtische 
Funktionen wie Freizeit-, Wohn-, Büro- oder an- 
dere Nutzungen muss sichergestellt werden, dass 
es zu keinen negativen Auswirkungen auf die Wett- 
bewerbsfähigkeit des Standortes führt. 

b) Arbeitsplätze 

- Beschäftigungswirksame Maßnahmen sollen aus- 
geschöpft werden. 

- Gezielte Programme für die Integration von Ar- 
beitslosen sollen unterstützt werden. 

- Die Schaffung von Ausbildungsplätzen für junge 
Menschen ist zu verstärken. 

c) Umwelt- und Klimaschutz 

- Eine Weiterentwicklung der Grenzwerte im 
Schiffsverkehr (Schwefel, Stickoxide, Partikel) 
und eine wettbewerbsneutrale Integration der See- 
schifffahrt in den Emissionshandel sollen erfolgen. 

- Neue Antriebstechnologien sollen entwickelt und 
neue Werkstoffe im Schiffsbau sollen eingesetzt 
werden. 

d) Wettbewerb 

- Weitere Maßnahmen zum Abbau von Wettbe- 
werbsverzerrungen sollen geprüft und - soweit wie 
möglich - umgesetzt werden. 

- Staatliche Beihilfen führen zu Wettbewerbsverzer- 
rungen. Deutschland setzt sich in Europa für mehr 
Transparenz in diesem Bereich ein. Die EU-KOM 
ist aufgefordert, einheitliche Beihilfeleitlinien vor- 
zulegen. 

e) Kombinierter Verkehr 

- Um die vorhergesagten Gütermengen zu bewälti- 
gen, müssen auch die Küsten- (Short-Sea-Ship- 
ping) und die Binnenschifffahrt gestärkt werden. 
Dabei gewinnen die Binnenhäfen mit ihrem Ange- 
bot vom überregionalen Hub bis zum regionalen 
Verteilzentrum für die Seehäfen zunehmend an Be- 
deutung. 
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Auswirkung 

Durch die Maßnahme sollen die Häfen als wichtige Im- 
port-ZExportdrehscheiben und als Logistik- und Weiter- 
verarbeitungszentren gestärkt werden. 

Verantwortung 

Für die Maßnahme sind BMVBS, die Länder und die Ha- 
fenwirtschaft zuständig. 

Haushalts-Relevanz 

Auswirkungen auf den Haushalt können erst nach Erstel- 
lung des Hafenkonzeptes quantifiziert werden. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht in Einklang mit der Hafenpolitik der 
EU-KOM. 

Umsetzungszeitraum 

Das Konzept wird im Jahr 2008 vorgelegt. 

A 8 Erstellung eines nationalen 
Flughafenkonzeptes 

Ausgangslage 

Gut ausgebaute, effizient genutzte und mit dem übrigen 
Verkehrssystem vernetzte Flughäfen sind eine unverzicht- 
bare Infrastruktur für den weltweiten Handelsaustausch. 
Flughafeninfrastruktur trägt maßgeblich zur Standort- 
attraktivität Deutschlands bei. Die steigende Nachfrage 
nach Luftverkehrsdienstleistungen erfordert eine best- 
mögliche Nutzung der vorhandenen Infrastruktur sowie 
ein Konzept zur Weiterentwicklung und ggf zum Ausbau 
unter Berücksichtigung ökonomischer, ökologischer und 
sozialer Aspekte, damit sich Flughäfen auch künftig im 
internationalen Wettbewerb behaupten können. 

Beschreibung der Maßnahme 

Die Flughafeninfrastruktur soll so entwickelt werden, 
dass die Aufgaben für Wirtschaft und Gesellschaft in 
Deutschland gesamtwirtschaftlich effizient und betriebs- 
wirtschaftlich rentabel und nachhaltig erfüllt werden kön- 
nen. Neubau, Ausbau und Konversion von Flughäfen sol- 
len nur dann erfolgen, wenn ihr volkswirtschaftlicher 
Nutzen nachgewiesen ist; Flughäfen, die sich wirtschaft- 
lich nicht tragen, müssen dahinter zurückstehen. Vor die- 
sem Hintergrund wird die Bundesregierung in dieser Le- 
gislaturperiode ein Flughafenkonzept, das mit den 
Ländern erörtert wird, vorlegen. Eckpunkte werden sein: 

a) Optimierte Nutzung der bereits vorhandenen Infra- 
strukturen von Flugplätzen in Deutschland sowie de- 
ren bedarfsgerechte und nachhaltige Weiterentwick- 
lung einschließlich des Ausbaus. 

b) Einige Luftfrachtarten bedürfen besonderer Bedie- 
nungszeitfenster, um volkswirtschaftliche Wirkung 
entfalten oder ihre Funktion der Daseinsvorsorge 


(z. B. medizinische Güter) erfüllen zu können. Gleich- 
zeitig muss auf den Schutz der Nachtmhe vor Lärm 
Rücksicht genommen werden. 

c) Aktuelle Prognosen über das Verkehrswachstum im 
Luftverkehr belegen, dass auch in Zukunft mit einem 
deutlichen Zuwachs des landseitigen Verkehrs bei den 
Flughäfen zu rechnen ist. Dieser Zuwachs macht es er- 
forderlich, dass eine ausreichend leistungsfähige An- 
bindung auf der Landseite sowohl über die Straße als 
auch über die Schiene vorhanden ist. 

d) Im Luftfrachtverkehr bestehen bei intermodalen 
Transportketten Schnittstellenprobleme. Beispielhaft 
genannt seien nicht-standardisierte Ladeeinheiten und 
Lademaße, die bei der Weiterbeförderung mit einem 
zweiten Verkehrsträger zusätzliche Umladeprozesse 
erfordern und nicht kompatible Verwaltungsabläufe in 
den Bereichen Abfertigung und Zoll. Solche Brüche 
im Beförderungsablauf wirken sich negativ auf die 
Wettbewerbsfähigkeit des intermodalen Güterverkehrs 
aus, da sie in der Konsequenz zu höheren Preisen, län- 
gerer Beförderungsdauer, eingeschränkter Pünktlich- 
keit, Beschränkungen bezüglich der Art der transpor- 
tierbaren Güter, größerem Beschädigungsrisiko und 
umfangreicherem Behandlungsaufwand führen. 
BMVBS wird deshalb daran mitwirken, dass die hier- 
mit verbundenen Rechtsfragen - möglichst auf euro- 
päischer und internationaler Ebene - gelöst werden. 

e) Auch der Luftverkehrssektor muss seinen Beitrag zum 
Klima- und Umweltschutz leisten (z. B. durch Maßnah- 
men im Bereich des aktiven und passiven Lärmschutzes 
sowie der Lärmminderung, wettbewerbsneutrale Einbe- 
ziehung des Luftverkehrs in den internationalen Emis- 
sionshandel, Verwirklichung eines einheitlichen euro- 
päischen Luftraumes und emissionsbezogene Lande- 
entgelte. Da sowohl die Besteuerung von Inlandsflü- 
gen als auch die Besteuerung von innereuropäischen 
Flügen zwischen einzelnen Mitgliedstaaten für die 
Luftfahrtunfemehmen der befeiligfen EU-Mifglied- 
sfaafen erhebliche Wetfbewerbsnachteile bedeufen 
würde, isf aus Sich! der Bundesregierung die Einfüh- 
rung einer Kerosinsfeuer unfer den gegebenen Bedin- 
gungen grundsäfzlich nur welfweif zu realisieren). 

Auswirkung 

Das Flughafenkonzepf soll dazu führen, dass die Ver- 
kehrsinfrasfrukfur opfimal enfwickelt und genufzf und der 
Verkehr intelligenf gesfalfef wird. 

Verantwortung 

Das Flughafenkonzept wird von der Bundesregierang 
vorgelegt. 

Haushalts-Relevanz 

Die Mittel sollen auf Investitionen mit dem größten 
volkswirtschaftlichen Nutzen konzentriert werden. 
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EU-Relevanz 

Die Entwicklung eines Flughafenkonzeptes steht im Ein- 
klang mit den verkehrspolitischen Zielen der EU. 

Umsetzungszeitraum 

Das Konzept soll in der laufenden Legislaturperiode vor- 
gelegt werden. 

A 9 Konzertierte Aktion mit Veriadern und 
Transportwirtschaft zur zeitiichen 
Entzerrung des Güterverkehrs 
(Ausweitung der Rampenzeiten) 

Ausgangslage 

Häufig führen die auf bestimmte Zeitfenster beschränkten 
Anlieferzeiten bei den Sendungsempfängem bzw. die Ab- 
holzeiten bei den Verladern dazu, dass Gütertransporte 
die Infrastruktur nicht effizient nutzen. Dabei werden teil- 
weise erhebliche Ressourcen und Kapazitäten unnötig 
aufgewandt oder bleiben ungenutzt. Konsequenzen sind 
Zunahme von Staus, Verschärfung der Nutzungskonkur- 
renz zwischen Personen- und Güterverkehr, steigende 
Forderungen nach höheren 1 nfrastrukturinvestitionen und 
Beeinträchtigungen der Lieferkette. 

Beschreibung der Maßnahme 

Im Rahmen einer konzertierten Aktion wird ein Konzept 
zur Flexibilisierung von Anliefer- und Abholzeitfenstem 
zur optimierten Nutzung der Infrastruktur und Transport- 
mittel erarbeitet, ohne damit die bestehenden Beschrän- 
kungen wie z. B. das Sonn- und Feiertagsfahrverbot und 
den Lärmschutz in Frage zu stellen. Der Stellenwert mög- 
lichst später Bestellzeiten und möglichst kurzer Trans- 
portzeiten sowie frühester Annahme und spätester Abho- 
lung soll aus Sicht aller an der Transportkette Beteiligten 
auf Flexibilisierung und mögliche Effizienzpotenziale 
überprüft werden. Hier ist insbesondere die verladende 
Wirtschaft gefordert, Möglichkeiten zur Optimierung 
nutzbar zu machen und damit einen Beitrag zur Effizienz- 
steigerung des Gesamtverkehrssystems zu leisten. Die 
konzertierte Aktion soll das Problembewusstsein schärfen 
und Impulse für Verbesserungen geben. 

Auswirkung 

Wenn ein größeres Zeitfenster für die Durchführung und 
Zustellung bzw. Abholung von Waren zur Verfügung 
steht, können Transporte besser abgewickelt und die In- 
frastruktur effizienter genutzt werden. Dies trägt bei zur 
Entmischung von Güter- und Personenverkehren und re- 
duziert sowohl die C02-Emissionen als auch den Investi- 
tionsbedarf 

Verantwortung 

Alle an der Transportkette Beteiligten unter Moderation 
des BMVBS. Insbesondere ist die verladende Wirtschaft 
(GroßverladerZ-filialisten) zu beteiligen, daneben Einzel- 
handel und transportierende Wirtschaft. 


Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem BMVBS-Haushalt finan- 
ziert. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU-Verkehrs- 
politik hinsichtlich der effizienteren Nutzung der vorhan- 
denen Infrastruktur. 

U msetzungszeltr aum 

Mit der Planung und Durchführung der konzertierten Ak- 
tion soll im Jahr 2008 begonnen werden. 

A 1 0 Schaffung einer Ansprechstelle: 

Beauftragter der Bundesregierung für 
Güterverkehr und Logistik 

Ausgangslage 

Im Bereich Güterverkehr und Logistik sind mehrere 
Ministerien wie z. B. das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie (BMWi), das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF), das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Soziales (BMAS) oder das Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (BMU) neben dem vor allem zuständigen BMVBS 
tätig. 

Sie ergreifen regelmäßig Initiativen, bei denen es auf 
Grund der zunehmend komplexer werdenden For- 
schungs- und Förderaktivitäten immer größeren Abstim- 
mungsbedarf gibt. 

Beschreibung der Maßnahme 

Zur verstärkten Koordinierung und Transparenz der For- 
schungs- und Förderaktivitäten des Bundes wird der be- 
amtete Staatssekretär im BMVBS von Randow zum 
Koordinator der Bundesregierung für Güterverkehr und 
Logistik berufen. Ferner wird eine interministerielle 
Koordinierungsgruppe Güterverkehr und Logistik unter 
Vorsitz des BMVBS eingerichtet. 

Auswirkung 

Die Maßnahme ermöglicht eine stärkere Vernetzung der 
Themen und Aktivitäten zwischen den betroffenen Minis- 
terien. Dies soll zu einem zielgerichteteren Einsatz der 
zur Verfügung stehenden Mittel führen. Die Zusammen- 
arbeit im Rahmen des Ausschusses dient nicht nur einer 
verstärkten Kommunikation zwischen den Ministerien, 
sondern auch der Vermittlung des hohen Stellenwertes, 
den die Bundesregierung diesem Thema beimisst: Ein 
zentraler Überblick erlaubt eine für alle Ressorts transpa- 
rentere Steuerung von Schwerpunktaktivitäten der For- 
schung im Bereich Güterverkehr und Logistik. Dadurch 
können der Mitteleinsatz insgesamt besser gesteuert und 
die Ergebnisse in die Praxis effizienter umgesetzt werden. 
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Verantwortung 

Die Einrichtung des Koordinierungsgremiums ist Auf- 
gabe des BMVBS. 

Haushalts-Relevanz 

Die Einrichtung des Koordinierungsgremiums erfordert 
keine zusätzlichen Haushaltsmittel. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme entspricht den Anregungen der EU zur 
Effizienzsteigerung der Verwaltung. 

Umsetzungszeitraum 

Die Maßnahme soll sofort umgesetzt werden. 

B Verkehr vermeiden - Mobilität sichern 

B 1 Initiative für Logistik im städtischen Raum 
(Urban Logistics) 

Ausgangslage 

Güterverkehr und Logistik werden in Städten und Bal- 
lungsräumen oft als Hindernis für flüssigen Verkehr 
wahrgenommen - gleichzeitig stellt die Belieferung der 
letzten Meile eine immer größer werdende Herausforde- 
rung für die Logistik dar. Die bisher durchgeführten Pro- 
jekte und Einzelmaßnahmen im Bereich der Citylogistik 
haben auf Grund ihrer oftmals geringen Dauer und Ver- 
bindlichkeit nicht dazu geführt, ein durchsetzungsfähiges 
Modell zu entwickeln, das am Markt Bestand hat. Trotz- 
dem hat es eine Reihe von innovativen und zumindest in 
Teilen erfolgreiche Projekte gegeben, etwa die Güterstra- 
ßenbahn im Güterverkehrszentrum (GVZ) Dresden. Ne- 
ben operativen Maßnahmen hat auch die intensive 
Berücksichtigung raumplanerischer Anforderungen an 
die GVZ-Planung zur konfliktärmeren Abwicklung von 
Wirtschaftsverkehren geführt. Nicht zuletzt haben meh- 
rere deutsche Großstädte (z. B. Bremen) ihre Güterver- 
kehrszentren als wesentliche Komponenten in die Maß- 
nahmenpläne zur Erfüllung der EU-Lufireinhalfeplanung 
infegrierf. Gezeigf haf sich auch, dass es an der Realifät 
vorbei gehf, in der Sfadt Personen- und Güferverkehr ge- 
trennf zu befrachfen. Wenn man Umwelfaspekfen sfärker 
Rechnung fragen und eine deufliche Sfeigerung der Effi- 
zienz erreichen will, müssen beide Sysfeme in den Blick 
genommen werden. 

Beschreibung der Maßnahme 

Initiierung einer bundesweiten, von BMVBS, Ländern 
und Städten getragenen Initiative mit dem Ziel, umwelt- 
und klimafreundliche Verkehrskonzepte für sfädtischen 
Verkehr zu enfwickeln, übertragbare Standards zu erar- 
beiten und gemeinsam mit den Kommunen umzusetzen. 
Die Konzepte sollen sich u. a. an folgenden Leitlinien ori- 
entieren: 

- bessere Berücksichtigung der Belange des Wirt- 
schaftsverkehrs bei der Stadtplanung, 


- bessere Berücksichtigung der Belange von Güterver- 
kehr und Logistik bei der Raumordnung und Regio- 
nalplanung, 

- kostengünstige, umweltfreundliche und nutzerfreund- 
lichere Nahverkehrskonzepte, die möglichst viele Bür- 
ger zur Nutzung des ÖPNV einladen, 

- Anreize zur Nutzung umweltfreundlicher Lieferfahr- 
zeuge, 

- stärkere Verknüpfung von Entscheidungs- und Umset- 
zungsebenen, 

- bessere Kommunikation zwischen Untemehmenspra- 
xis und planerischer Entscheidung. 

Auswirkung 

Die Maßnahme führt zu einer Verständigung über Kon- 
zepte zur nachhaltigen Verkehrsgestaltung in den Bal- 
lungsräumen. 

Verantwortung 

BMVBS, Länder, Transportverbände, GVZ-Betreiber, 
Kommunale Spitzenverbände, Wirtschaft (als Verlader 
und Empfänger). 

Haushalts-Relevanz 

Für die Initiierung der Verkehrskonzepte sind keine zu- 
sätzlichen Haushaltsmittel erforderlich. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme entspricht den Zielen des Grünbuchs 
Stadtverkehr. Bei der Umsetzung ist auf Wahrung des 
Subsidiaritätsprinzips zu achten. 

U msetzungszeltr aum 

Die Maßnahme soll im Zeitraum ab 2009 bis 2012 durch- 
geführt werden. 

B 2 Verstärkte Investitionen in innovative und 
kapazitätssteigernde Technologien 

Ausgangslage 

Die bestehenden Verkehrsträger und -Systeme verfügen 
über noch ungenutzte Potenziale zur Effizienzsteigerung 
des Verkehrssystems. Mit Blick auf das prognostizierte 
Güterverkehrsaufkommen und die damit erreichte Kapa- 
zitätsgrenze der vorhandenen Infrastruktur sowie den er- 
höhten Ressourcenverbrauch ist die Entwicklung und 
Umsetzung von innovativen Technologien, Systemen 
oder Dienstleistungen für eine effizienfere Nufzung der 
Infrasfrukfur und Ressourcen für die Zukunftsfähigkeif 
des Logisfiksfandorts Deutschland von wesentlicher Be- 
deutung. Beispiele für Themenfelder sind: 

- Längere Züge auf ausgewählten Strecken; 

- Doppelstock- Verkehre auf ausgewählten Strecken bei 
Schiene; 
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- Luftfrachtersatzverkehr auf der Schiene zwischen 
Leipzig und Frankfurt/M; 

- Anwendungen von Galileo; 

- Schnittstellen Verkehrslogistik-lntralogistik (Automa- 
tisierung); 

- ITS-Lösungen (Lkw-Routing); 

- Mehrlagiger Containertransport in der Binnenschiff- 
fahrt auf ausgewählten Wasserstraßen; 

- innovative und effiziente Fahrzeugkonzepte (Straße, 
Schiene, Wasserstraße). 

Beschreibung der Maßnahme 

Prüfung und ggf Entwicklung einer Förderrichtlinie zur 
Unterstützung von Pilotprojekten zum verstärkten Einsatz 
von innovativen Technologien im Bereich Güterverkehr 
und Logistik. Hiermit sollen Vorhaben außerhalb der Um- 
schlagtechniken des kombinierten Verkehrs gefordert 
werden, die zur Effizienzsteigerung im Gesamtsystem 
beitragen können, heute aber nicht förderfähig sind, da sie 
sich nicht mehr in der Forschungsphase befinden und im 
Markt noch nicht eingeführt sind. 

Auswirkung 

Pilotprojekte, die sich mit innovativen Technologien und 
Systemen im Transportbereich beschäftigen, sollen Inno- 
vationen bei verkehrsträgerübergreifenden Transport- und 
Prozessketten vorantreiben. Dadurch soll es im Markt zu 
einer beschleunigten Umsetzung und Einführung dieser 
innovativen Technologien kommen, die zu einem effizi- 
enteren, klima- und umweltfreundlicheren Transport- und 
Logisti ksystem führen. Insbesondere können vorhandene 
Kapazifäfen und Fahrzeuge besser ausgenufzt, Ressour- 
cen geschonf, die Wirtschaftlichkeif gesfeigerf, CO 2 - 
Emissionen reduziert und die Verkehrssicherheif erhöht 
werden. 

Verantwortung 

Die Erarbeitung der Förderrichtlinie ist Aufgabe des 
BMVBS. Für die Anwendungen ist die Wirtschaft verant- 
wortlich. 

Haushalts-Relevanz 

Die Kosten der Maßnahme werden sich im Rahmen der 
aktuellen aufgestockten Finanzplanung des BMVBS hal- 
ten. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme entspricht der EU -Politik eines stärkeren 
Einsatzes innovativer Technologien zur Bewältigung des 
künftigen Verkehrswachstums und zur Profilierung des 
Standortes Europas. Eine Zustimmung der EU-KOM zum 
Förderprogramm ist erforderlich. 


U msetzuugszeitr aum 

Mit der Erarbeitung der Förderrichtlinie wird im Jahr 
2008 begonnen. 

B 3 Transitverkehre optimieren 

Ausgangslage 

Transitverkehre, bei denen Quelle und Ziel im Ausland 
liegen, werden in Zukunft einen immer größeren Anteil 
des Straßen- und Schienengüterverkehrs ausmachen. Bis 
2025 wird in der Verflechtungsprognose für Deufschland 
eine Steigerung (bezogen auf die Verkehrsleistung) auf das 
2,5-fache vorhergesagt. Damit nehmen Transitverkehre 
doppelt so stark zu wie der Güterverkehr in Deutschland 
insgesamt. Besonders hoch ist der Anteil von Transitver- 
kehren im Containerverkehr auf der Schiene, ln bestimm- 
ten Korridoren, die zum Teil dicht besiedelte Ballungs- 
räume wie auch touristisch bedeutsame Gebiete betreffen, 
führen Transifverkehre deshalb zu erheblicher Lärm-, 
Schadstoff- und C02-Belastung sowie zur Abnufzung der 
Infrasfrukfur. 

Beschreibung der Maßnahme 

Auf europäischer Ebene werden Möglichkeiten ausgelo- 
tet, wie Transitverkehre optimal gestaltet werden können 
und z. B. durch Schaffung neuer Anlieferungswege, 
durch Feederverkehre mit den Mittelmeerhäfen verkürzt 
oder ggf vermieden werden können. Hierzu wird die 
Bundesregierung das Thema - unter Wahrung der Interes- 
sen des Wirtschafts- und Hafenstandortes Deutschland - 
auf die europäische Agenda bringen. Parallel dazu wer- 
den auf europäischer Ebene Ansätze entwickelt, wie ins- 
besondere auf langen Strecken Verkehr durch marktwirt- 
schaftliche Anreize verstärkt über die Schiene und 
Wasserstraße abgewickelt werden kann. Das BMVBS 
wird dazu eine Studie anfertigen lassen. 

Auswirkung 

Verkehrsoptimierung durch eine Reduzierung der Transit- 
fahrten sowie durch die Nutzung kürzerer oder energie- 
effizienterer Routen durch Europa (z. B. durch Short-Sea- 
Shipping oder Binnenschiffe). 

Verantwortung 

BMVBS, Länder, EU, verladende und transportierende 
Wirtschaft, Häfen. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme erfordert keine zusätzlichen Haushalts- 
mittel. 

EU-Relevanz 

Lösungen sind nur auf europäischer Ebene zu finden. 

U msetzuugszeitr aum 

Mit der Diskussion soll umgehend begonnen werden. 
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B 4 Short Sea Shipping 

Ausgangslage 

Deutschland hat ein steigendes Volumen reinen Transit- 
verkehrs zu verkraften. Insbesondere ist davon der Nord- 
Süd-Korridor im Transit durch Deutschland betroffen mit 
einem nennenswerten Anteil an Verkehren nach Spanien 
und Portugal. Verkehre auf diesem Korridor werden nach 
aktuellen Prognosen überproportional ansteigen, mit Fol- 
gen zunehmender Lärm-, Schadstoff- und C02-Emissio- 
nen. Zur Entlastung des Korridors kann Short Sea Ship- 
ping unter stärkerer Einbeziehung der Binnenschifffahrt 
einen Beitrag leisten. Die Ladung wird in Überseehäfen 
umgeschlagen und über so genannte Meeresautobahnen 
weitergeführt. Meeresautobahnen sind hoch frequentierte 
Meereskorridore, auf die der Güterverkehr zur Entlastung 
von Straßen und Schienenwegen verlagert wird. Erfolg- 
reiche Projekte im Ostseeraum zeigen, dass durch Short 
Sea Shipping Transportpotenzial von der Straße auf den 
Seeweg verlagert werden kann. 

Beschreibung der Maßnahme 

Entwicklung eines Konzeptes zur Verlagerung von Stra- 
ßengüterverkehr auf dem Nord-Süd-Korridor hin zum 
Seetransport durch Nutzung der Möglichkeiten des Short 
Sea Shipping und der Binnenschifffahrt. Gleichzeitig sol- 
len die Ostseeprojekte weiterentwickelt werden. 

Auswirkung 

Nachhaltige Entlastung der Straße auf dem Nord-Süd- 
Korridor, Reduzierung der CO 2 - und Lärmbelastung ent- 
lang der Korridore. 

Verantwortung 

BMVBS, EU, verladende und transportierende Wirt- 
schaft, Zentralverband Deutscher Seehäfen (ZDS). Fach- 
liche Unterstützung erfolgt durch das Short Sea Shipping 
Inland Waterway Promotion Center (SPC). Insgesamt er- 
fordert diese Maßnahme eine intensive multilaterale und 
EU-Zusammenarbeit. 

Haushalts-Relevanz 

Zunächst keine Auswirkungen auf den Haushalt. Bei ei- 
ner beabsichtigten Umsetzung des Konzeptes könnte eine 
Anschubfinanzierung durch das EU-Programm Marco 
Polo in Betracht gezogen werden. 

EU-Relevanz 

Die EU fördert eine stärkere Entwicklung von Short Sea 
Shipping und Meeresautobahnen durch das Programm 
Marco Polo und gemäß den Leitlinien TEN-T. 

Umsetzungszeitraum 

Mit der Entwicklung eines Konzeptes soll im Jahr 2008 
begonnen werden. 


C Mehr Verkehr auf Schiene und 
Binnenwasserstraße 

C 1 Überprüfung der ordnungspoiitischen 
Rahmenbedingungen für den Güter- 
verkehr im intermodaien Wettbewerb 

Ausgangstage 

Ein wesentlicher Bestandteil einer integrierten Verkehrs- 
politik in Deutschland und in Europa ist die Co-Modalität 
der Verkehrsträger. Alle Verkehrsträger sollen auf der Ba- 
sis fairer Wettbewerbsbedingungen ihre jeweiligen Stär- 
ken einbringen können. Die Wettbewerbsbedingungen 
der verschiedenen Verkehrsträger stellen sich derzeit un- 
terschiedlich dar; dadurch können Verzerrung des Wett- 
bewerbs zwischen den Verkehrsträgern im Güterverkehr 
stattfinden. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, 
ob der heutige Modal Split faire Wettbewerbsbedingun- 
gen im Sinne der Co-Modalität abbildet und was ggf ver- 
ändert werden muss, um diese herzustellen. 

Beschreibung der Maßnahme 

Erarbeitung eines Gutachtens zur Überprüfung der Aus- 
gangsbedingungen der einzelnen Verkehrsträger im Gü- 
terverkehr und ggf zur Formulierung von Vorschlägen 
zur Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen. Dabei 
geht es z. B. um Wettbewerbseinflüsse durch Kostenfak- 
toren (Nutzerfinanzierung, Unfallkosten, Umweltkosten, 
Infrastrukturkosten, Stromsteuer im Schienenverkehr 
u. ä.). 

Auswirkung 

Durch das Gutachten wird eine bessere Übersicht über die 
Auswirkungen der ordnungspolitischen Rahmenbedin- 
gungen im intermodalen Wettbewerb erzielt und ggf eine 
Liste von Vorschläge formuliert, mit deren Umsetzung 
ein möglichst fairer Wettbewerb gewährleistet werden 
kann. Ferner soll mit dieser Maßnahme ausgeschlossen 
werden können, dass eine Verlagerung des Verkehrs auf 
Schiene und Binnenwasserstraße durch ungleiche ord- 
nungspolitische Ausgangsbedingungen behindert wird. 

Verantwortung 

Federführend ist das BMVBS unter Beteiligung von 
BMF, BMU und BMWi. 

Haushalts-Relevanz 

Das Gutachten wird aus dem Haushalt des BMVBS fi- 
nanziert. 

EU-Relevanz 

Das Gutachten steht in Einklang mit der EU-Politik. 

U msetzungszeitr aum 

Das Gutachten soll im Jahr 2009 erstellt werden. 
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C 2 Aufstockung der Mittel für den 
Kombinierten Verkehr 

Ausgangslage 

Die bestehenden intermodalen Umschlaganlagen in allen 
logistischen Knoten Deutschlands - in den industriellen 
Zentren im Binnenland, in Binnenhäfen, im Umfeld der 
Seehäfen und in grenznahen Regionen - sind hoch belas- 
tet. Zudem sollen auch Teile des Luftfracht-Ersatzver- 
kehrs auf die Schiene verlagert werden. Aktuelle Progno- 
sen wie z. B. die Verflechtungsprognose 2025 weisen 
auch künftig eine überproportionale und nachhaltige 
Nachfrage nach intermodalen Transporten aus. Bereits 
heute stehen den jährlich im Bundeshaushalt veranschlag- 
ten rd. 62,5 Mio. Euro Fördermitteln zur Kofinanzierung 
von Terminals des Kombinierten Verkehrs zahlreiche An- 
träge auf Aus- und Neubau notwendiger Umschlagkapa- 
zitäten gegenüber, denen wegen fehlender Mittel nicht 
entsprochen werden kann. 

Beschreibung der Maßnahme 

Aufstockung der Fördermittel für den Bau/Ausbau von 
Umschlaganlagen des Kombinierten Verkehrs von derzeit 
jährlich 62,5 Mio. Euro auf jährlich 115 Mio. Euro. Zu- 
sätzlich stehen für die Förderung von Gleisanschlüssen 
jährlich 32 Mio. Euro zur Verfügung. 

Auswirkung 

Eine stärkere Nutzung von Transportketten, wie sie der 
Kombinierte Verkehr ermöglicht, trägt zur Kapazitätsstei- 
gerung des Gesamtsystems bei, zur Verkehrsverlagerung 
von Gütertransporten von der Straße auf die Schiene und 
Wasserstraße und zu einer umweltfreundlicheren Ver- 
kehrsabwicklung. Im Rahmen der aktuellen Evaluierung 
der Förderrichtlinie Kombinierter Verkehr (Februar 2008) 
wurde ermittelt, dass mit den Investitionen voraussicht- 
lich eine Verlagerung von insgesamt rd. 78 Mio. t bzw. 
49,3 Mrd. tkm erreicht werden kann. Es käme zu einer 
C02-Einsparung von rd. 7,5 Mio. t im Jahr. 

Verantwortung 

Für die Umsetzung der Maßnahme sind BMVBS und 
BMF zuständig. 

Haushalts-Relevanz 

Die erforderlichen zusätzlichen Haushaltsmittel sind im 
Rahmen der aktuellen aufgestockten Finanzplanung des 
BMVBS bereitgestellt. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU-Politik, wo- 
nach der Kombinierte Verkehr in Europa gestärkt und als 
Maßnahme des Aktionsplans Güterverkehrslogistik 
Grüne Verkehrskorridore eingerichtet werden sollen. 


U msetzungszeitr aum 

Die Mittel sollen ab dem Haushaltsjahr 2009 ff. bereitge- 
stellt werden. 

C 3 Weiterentwicklung von Umschlags- 
techniken und Organisation im 
Kombinierten Verkehr 

Ausgangslage 

Die bestehende überproportionale Nachfrage nach inter- 
modalen Transporten wird sich künftig weiter verstärken. 
Um dieser Nachfrage zu entsprechen, ist eine Leistungs- 
steigerung bei den Verbundsystemen zwischen Schiene, 
Straße und Wasserstraße erforderlich. Innovative Um- 
schlagstechniken wie 

- parallele horizontale Verladungsmöglichkeiten, 

- parallele automatisierte horizontale Verladungsmög- 
lichkeiten oder 

- wasserseitige Containertransporte innerhalb der Häfen 

können hierbei Effizienzgewinne und nachfragegerechte 
Angebote ermöglichen. Viele innovative Entwicklungen 
scheitern jedoch an den hohen Kosten, die vor einer Er- 
folg versprechenden Markteinführung für ein Pilotprojekt 
aufgewendet werden müssen. 

Beschreibung der Maßnahme 

Einführung einer Förderrichtlinie zur Unterstützung von 
Pilotprojekten, die der Weiterentwicklung innovativer 
Umschlagstechniken im kombinierten Verkehr dienen. 
Damit soll die Möglichkeit geschaffen werden, Pilotpro- 
jekte im kombinierten Verkehr finanziell zu unterstützen, 
die durch die vorhandenen Programme nicht gefördert 
werden können, da sie bereits über die Forschungsphase 
hinaus sind und am Markt noch nicht eingeführt sind. 

Auswirkung 

Mit der neuen Förderrichtlinie soll die Einführung neuer 
Umschlagsfechniken am Markf des Kombinierfen Ver- 
kehrs verbessert werden. Dadurch soll die Effizienz des 
Kombinierten Verkehrs erhöht und Anreize für Verkehrs- 
verlagerungen auf die umweltfreundlichen Verkehrsträger 
Binnenschiff und Bahn geschaffen werden. Damit wird 
auch ein Beitrag zu Klima- und Umweltschutz geleistet. 

Verantwortung 

Für die Erstellung der Förderrichtlinie ist das BMVBS 
zuständig. 

Haushalts-Relevanz 

Die Kosten der Maßnahme werden sich im Rahmen der 
aktuellen aufgestockten Finanzplanung des BMVBS hal- 
ten. 



Drucksache 16/10049 


- 22 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU-Politik, wo- 
nach der Kombinierte Verkehr in Europa gestärkt werden 
soll. Die Unterstützung des kombinierten Verkehrs ist 
u. a. Gegenstand des EU- Aktionsplans Güterverkehrslo- 
gistik. Die EU-KOM muss dem Förderprogramm zustim- 
men. 

Umsetzungszeitraum 

Mit der Erarbeitung der Förderrichtlinie soll unmittelbar 
begonnen werden. Die Vorbereitungszeit bis zum Inkraft- 
treten der Förderrichtlinie wird vsl. mehr als ein Jahr be- 
tragen. 

C 4 Einbeziehung externer Kosten 

Ausgangslage 

Die externen Kosten bezeichnen die Kosten, die in den 
Marktpreisen nicht erfasst sind, so dass Investitions- und 
Nutzungsentscheidungen auf Grund dieser Marktpreise 
volkswirtschaftlich suboptimal sind. Im Verkehrsbereich 
sind dies im Wesentlichen externe Kosten für 

- Luftverschmutzung, 

- Klimaschäden, 

- Lärmschäden, 

- Unfallschäden und 

- Stau. 

Wenn die Preise für Verkehrsleistungen im Hinblick auf 
externe Kosten zu niedrig sind, führt dies dazu, dass der 
Preis für die entsprechende Verkehrsleistung nicht alle 
Kosten widerspiegelt. Daher ist die Nachfrage für diese 
Verkehrsleistung zu hoch. Dadurch kann es u. a. zu einer 
Verschwendung von Rohstoffen (z. B. Wasser, fossilen 
Energieträgern) kommen. 

Beschreibung der Maßnahme 

Es soll ein Konzept zur verstärkten Einbeziehung exter- 
ner Kosten unter Berücksichtigung der anstehenden Än- 
derung der EG- Wegekostenrichtlinie (vgl. Beschlüsse der 
Kabinettsklausur in Meseberg) erarbeitet werden. Damit 
soll auch ein Beitrag zur europäischen Diskussion der ex- 
ternen Kosten geleistet werden, um die Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Güterverkehrswirtschaft nicht iso- 
liert zu beeinträchtigen. 

Auswirkung 

Durch das Konzept ergibt sich eine größere Transparenz 
über Art und Höhe der volkswirtschaftlichen Kosten ein- 
zelner Verkehrsmittel, die als Entscheidungsgrundlage für 
Verkehrs- und wirfschaftspolifische Maßnahmen verwen- 
det werden kann. 

Verantwortung 

Die Erarbeitung des Konzepts obliegt dem BMVBS. 


Haushaltsrelevanz 

Die Erarbeitung des Konzeptes ist für den Haushalf kos- 
fenneufral. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht in Einklang mit der EU- Verkehrs- 
politik. Die EU-Kommission wird im Juni 2008 einen 
Vorschlag zur Überarbeitung der Wegekostenrichtlinie im 
Hinblick auf die Berücksichtigung externer Kosten vorle- 
gen. 

U msetzungszeitr aum 

Die Überlegungen müssen zeitlich und inhaltlich mit dem 
Vorschlag zur Überarbeitung der Wegekostenrichtlinie 
der EU-Kommission abgestimmt werden. 

D Verstärkter Ausbau von Verkehrsachsen 
und -knoten 

D 1 Entmischung von Güter- und 
Personenverkehr 

Ausgangslage 

Aufgrund des Verkehrswachstums insbesondere im Gü- 
terverkehr ergeben sich zunehmend Konflikte in der Nut- 
zung der Verkehrsinfrastruktur zwischen Güter- und Per- 
sonenverkehr bzw. Schwerlast- und Individualverkehr. 
Dies führt zu Störungen im Verkehrsfluss und beeinträch- 
tigt die Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruktur: 

- Auf den hoch belasteten Strecken des Schienengüter- 
verkehrs bestehen zunehmend Kapazitätsengpässe. 
Vor allem auf den Nord-Süd-Korridoren sind keine, 
nur noch begrenzt oder zu nicht marktverträglichen 
Fahrplanzeiten Trassen verfügbar. Die Engpässe ha- 
ben verschiedene Ursachen, u. a. Nutzerkonkurrenz 
mit dem vertakteten Personenverkehr. 

- Bei vierstreifigen hoch belasteten Abschnitten der 
Bundesautobahnen entstehen insbesondere bei zur 
Überholung ausscherenden Lkw kritische Verkehrs- 
situationen mit schneller fahrenden Pkw. Der Ver- 
kehrsfluss wird gebremst und die Leistungsfähigkeit 
eingeschränkt. Das Problem wird sich vsl. mit dem 
prognostizierten Verkehrswachstum verschärfen. 

Beschreibung der Maßnahme 

Durch eine Reduzierung der Trassenkonfiikte zwischen 
regionalem Schienenpersonenverkehr und Schienengüter- 
verkehr sowie gezielte Engpassbeseitigung sowohl bei 
der Schiene als auch der Straße soll eine stärkere Tren- 
nung der unterschiedlichen Verkehre auf hoch belasteten 
Strecken erreicht werden. Durch die Entmischung soll die 
Durchlassfähigkeit erhöht, die Verkehrssicherheit verbes- 
sert und das Staurisiko reduziert werden. Diese Maß- 
nahme soll auch zur Verbesserung im Personenverkehr 
führen, da die befroffenen Engpässe sich überwiegend im 
gemischt genutzten Streckennetz befinden. 
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Möglichkeiten zur Lösung von Trassenkonflikten sollen 
geprüft und ggf soll ein Konzept entwiekelt werden. 
Hierbei ist die Mögliehkeit einer Ausweitung der Priori- 
sierung des Güterverkehrs in den Naehtstunden zu prü- 
fen. Die Maßnahmen sind in einem vertretbaren Umfang 
mit ausgewogenen Ansätzen zum Personenverkehr zu ge- 
stalten. 

Für die Engpassbeseitigung bei der Schiene soll die Stra- 
tegie „Netz 21“ der DB AG fortgeführt und beschleunigt 
werden. Die Strategie „Netz 21“ der DB AG beinhaltet 
die Zielsetzung einer Entmisehung von langsamen und 
schnellen Verkehren und findet aueh im Rahmen der Bun- 
desverkehrswegeplanung und der Bedarfsplanung Be- 
rücksiehtigung. 

Die Entmischung von Güter- und Personenverkehr auf 
der Straße lässt sich am effizientesten durch sechs- und 
achtspurigen Ausbau der Bundesautobahnen erreichen. 
Für den Ausbau der Abschnitte auf Bundesautobahnen 
sollen die entsprechenden Baumaßnahmen beschleunigt 
durehgeführt werden. 

Auswirkung 

- Engpassbeseitigung bei der Schiene: 

Die Fortführung und Beschleunigung von „Nefz 21“ 
der DB AG erhöht die Durehlässigkeit von Strecken 
und Knoten der Schieneninfrastruktur und ermöglieht 
eine Verbesserung der Transportqualität sowie eine 
Steigerung der Trassenkapazität. Gemäß Expertenein- 
sehätzung sind es meist vergleiehsweise kleinvolu- 
mige Investitionsmaßnahmen, die - bezogen auf die 
betroffene Strecke - jeweils zu einer Effizienzsteige- 
rung bei der Netzleistungsfähigkeit (Gewinnung zu- 
sätzlicher Trassen) im Bereich von 10 bis 20 Prozent 
führen. 

- Trassenkonfiikfe: Experten gehen davon aus, dass be- 
reifs geringe Flexibilisierungsmaßnahmen, z. B. Ver- 
schiebung des Fahrplans eines Zugs um wenige Minu- 
fen oder eines Zugfakfs je Stunde, eine spürbare 
Erhöhung der Trassenkapazität für den Güferverkehr 
insbesondere zu marktrelevanten Zeiten bewirken 
würde. 

- Engpassbeseitigung bei der Straße: Ein sechsstreifiger 
Ausbau der hoch belasteten und für den Sfraßengüfer- 
verkehr vorrangigen BAB-Sfreeken erhöhf die Kapa- 
zifäf der befroffenen Absehniffe um bis zu 50 Prozent. 
Dies erhöht die Durehlassfähigkeit für Lkw und Pkw 
enfsprechend und isf eine nofwendige Voraussefzung, 
um das prognostizierte Wachstum beider Verkehrsar- 
ten besser auffangen zu können. Durch die Engpassbe- 
seitigung bei der Straße kann auf die Einführung „fiä- 
chendeckender“ Überholverbote für schwere Lkw 
verzichtet werden. Die Umsetzung der Maßnahme re- 
duziert die Stau- und Unfallhäufigkeit und damit die 
sozialen Kosten des Verkehrs. Zudem werden darüber 
hinaus durch die Verringerung von Staus und Unfällen 
Sfraßengüferverkehrleistungen im Gesamtverkehrs- 
nefz planbarer und zuverlässiger. Dies verbessert die 
Effizienz des Ressourceneinsatzes sowohl bei den Lo- 


gistikdienstleistem wie aueh bei Industrie und Handel 
(geringere Kapitalbindung für Puffer und Equipmenf, 
verbesserte Umläufe). Die Maßnahme dienf lefzflieh 
aueh dazu, einem volkswirfschaftlieh ineffizienfen 
„Downsizing“ des Fuhrparks zu begegnen: Um den 
Hindernissen auszuweiehen, denen schwere Lkw aus- 
gesefzf sind wie Überholverbofen und Geschwindig- 
keitsbegrenzungen, setzen Logisti kdienstleiter in zeit- 
und terminsensiblen Transportmärkten zum Teil klei- 
nere, schnell fahrende Fahrzeuge („Kleintransporter“) 
anstelle von Femverkehrs-Lkw ein. 

Verantwortung 

- Die Beseitigung von Engpässen bei der Schiene ob- 
liegt der DB Netz AG. 

- Die Lösung von Trassenkonflikten, wo sinnvoll und 
möglieh, liegt in der Verantwortung der DB Netz AG 
in Abstimmung mit der Netzagentur unter Beteiligung 
von Eisenbahnuntemehmen und den betroffenen Bun- 
desländern (als den Bestellern von Nahverkehrsleis- 
tungen). 

- Die Beseitigung der Engpässe bei den Bundesautobah- 
nen liegt in der Zuständigkeit des BMVBS in Abstim- 
mung mit den Bundesländern. 

Haushaltsrelevanz 

Für die Engpassbeseitigung sind in der aktualisierten 
Finanzplanung deutlich verstärkte Investitionsmittel ein- 
gestellt. Im Jahr 2009 wird rd. 1 Mrd. Euro zusätzlich zur 
Verfügung gesfellt. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahmen sfehen in Einklang mit den von der EU 
zur Güterverkehrslogistik beabsichtigten Aktionen. 

U msetzungszeitr aum 

Mit den Maßnahmen soll sofort begonnen werden. 

D 2 Überprüfung der Bedarfspläne 

Ausgangslage 

Zur Priorisiemng der Investitionen für die Verkehrsinfra- 
strukfur entwickelt die Bundesregiemng einen Bun- 
desverkehrswegeplan. Er ermöglieht aufgmnd der zur 
Verfügung sfehenden Verkehrsprognosen und einer Kos- 
fenanalyse sowie einer Umweltverfrägliehkeifsprüfimg 
und Raumwirksamkeifsanalyse der einzelnen Vorhaben 
eine Identifiziemng der Maßnahmen mit hoher verkehrli- 
cher und volkswirtschaftlicher Effizienz. Zur Umsetzung 
des Bundesverkehrswegeplans wurden Bedarfspläne, 
welche die Maßnahmen des Vordringlichen Bedarfs ent- 
halten, in das Schienenwegeausbaugesetz und das Bun- 
desfemstraßenausbaugesetz aufgenommen. 

Seit der Verabsehiedung des letzten Bundesverkehrs- 
wegeplans im Jahr 2003 aufgrund der Verkehrsprognose 
aus dem Jahr 2001 und der entsprechenden Ausbauge- 
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setze/Bedarfspläne haben sich die Rahmenbedingungen 
und die Zukunftsperspektiven weiter verändert. Entwick- 
lungen im Verkehrswachstum, demografischer Wandel, 
Globalisierung und neue Anforderungen an Klima und 
Umweltschutz stellen Deutschland vor neue Herausforde- 
rungen, die sich besonders in der Verkehrsnachfrage wi- 
derspiegeln. Hierzu zählen auch Auswirkungen neuer 
Technologien, Innovationen und neue Logistikprozesse. 

Beschreibung der Maßnahme 

Mit der gesetzlich vorgesehenen Überprüfung und der an- 
schließend ggf erforderlichen Anpassung der Bedarfs- 
pläne soll unmittelbar begonnen werden, damit dem 
Parlament 2010 ein Bericht vorgelegt und die ggf erfor- 
derliche Anpassung der Bedarfspläne rechtzeitig eingelei- 
tet werden kann. Die Bedarfsplanüberprüftmg folgt insbe- 
sondere auch den verkehrspolitischen Orientierungen 
dieses Masterplans Güterverkehr und Logistik. Die Über- 
prüfung muss auch den Bedarf der Binnenwasserstraßen 
berücksichtigen, auch wenn hierfür nicht ausdrücklich ein 
Bedarfsplan erstellt werden muss. 

Auswirkung 

Mit dem unmittelbaren Beginn dieser Maßnahme wird 
zum frühesten möglichen Zeitpunkt eine Sicherstellung 
der investiven Schwerpunkte erreicht. 

Verantwortung 

BMVBS ist für die Fortschreibung des Bundesverkehrs- 
wegeplans und der dazu gehörigen Ausbaugesetze zu- 
ständig. 

Haushaltsrelevanz 

Die Kosten für Gutachten und Studien betragen nach 
Schätzungen 3 bis 5 Mio. Euro. Die Maßnahme wird aus 
dem Haushalt des BMVBS finanziert. 

EU-Relevanz 

Durch die Maßnahme werden auch Strecken berührt, die 
Gegenstand der Transeuropäischen Netze sind. 

Umsetzungszeitraum 

Die Bedarfsplanüberprüfung kann im Jahr 2010 abge- 
schlossen werden. 

D 3 Forcierte Umsetzung von PPP-Lösungen 
zur zügigen und effizienten Reaiisierung 
von Autobahnausbau und 
Autobahne rhaitungsmaßnahmen 

Ausgangslage 

Das Netz der Bundesfemstraßen umfasst heute über 
12 500 km Autobahnen und rund 41 000 km Bundesstra- 
ßen und bildet damit das dichteste Femstraßermetz Euro- 
pas. Dieses Femstraßennetz zu erhalten und auszubauen 
erfordert einen hohen finanziellen Aufwand. Mit dem 
Einstieg in die Lkw-Maut, der Einrichtung der 


Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft (VI FG) 
und dem Einsatz von Betreibermodellen wurde in 
Deutschland erstmals die Möglichkeit geschaffen, die 
Infrastrukturfinanzierung im Verkehrsbereich auf eine 
breitere Basis zu stellen. Das soll unter anderem auch 
durch die Erweiterung der Aufgabenstellung der VIFG 
erreicht werden. Die Einbindung privaten Kapitals über 
Public Private Partnership (PPP) oder anderer Finanzie- 
rungsformen kann zu einer schnelleren und wirtschaftli- 
cheren Realisierung führen. PPP hat sich als eine Finan- 
zierungsform im Verkehrsbereich etabliert; sie soll dort 
forciert genutzt werden, wo dies wirtschaftlicher als bei 
konventioneller Haushaltsfinanzierung ist. 

Beschreibung der Maßnahme 

PPP-Lösungen im Straßenbausektor sollen bei geeigneten 
Vorhaben forciert werden. Die Eignung von PPP für die 
Lösung des Parkraumproblems an Bundesautobahnen 
wird geprüft. 

Auswirkung 

Der forcierte Einsatz von PPP im Straßenbausektor führt 
bei geeigneten Vorhaben zu volkswirtschaftlichen Vortei- 
len. Durch Einbindung privaten Kapitals wird insbeson- 
dere eine frühere Umsetzung von Großbauvorhaben er- 
möglicht. Darüber hinaus kann es zu einer Verkürzung 
der Bauzeit führen. 

Verantwortung 

Zuständig für diese Maßnahme ist das BMVBS. 

Haushalts-Relevanz 

Geeignete PPP- Vorhaben generieren eine effizientere 
volkswirtschaftliche Rendite als dies bei herkömmlicher 
Haushaltsfinanzierung der Fall ist. 

EU-Relevanz 

PPP-Lösungen werden in vielen EU-Staaten praktiziert. 

U msetzungszeltr aum 

Die Maßnahme soll umgehend umgesetzt werden. 

E Umwelt- und klimafreundlicher, leiser und 
sicherer Verkehr 

E 1 Erarbeitung eines Konzepts zur 

Differenzierung der Mautsätze nach 
Strecken und Zeitklassen 

Ausgangslage 

Die stetige Zunahme des Verkehrsaufkommens führt zu 
einer wachsenden Anzahl von staugefährdeten Strecken- 
abschnitten. Die Möglichkeit einer örtlichen und zeitli- 
chen Differenzierung der Mautsätze könnte in diesen Ab- 
schnitten regulierend auf die Staubildung einwirken. Die 
Bundesregierung hat bei ihrer Kabinettklausur in Mese- 
berg im August 2007 beschlossen, eine verbesserte Len- 
kungswirkung durch die Lkw-Maut zu erzielen. 
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Beschreibung der Maßnahme 

Ausgestaltung eines Maut-Tarifmodells, das neben der 
gewichts- und emissionsbezogenen Lenkungs Wirkung 
auch Strecken- und Zeitklassen nutzt. Die Bundesanstalt 
für Straßenwesen (BASt) soll ein Konzept zur Ermittlung 
des Lenkungspotenzials der Lkw-Maut durch Differen- 
zierung nach Strecke und Zeit unter Berücksichtigung der 
Auswirkungen auf Logistik und Wirtschaft erarbeiten. 
Die Länder werden einbezogen. 

Die Differenzierung der Mautsätze nach Strecken wäre 
derzeit sowohl im automatischen als auch im manuellen 
System bereits rechtlich zulässig und technisch umsetz- 
bar. Eine zeitlich gestaffelte Maut ist derzeit nur im 
automatischen Verfahren realisierbar, da hier die Fahrt 
minutengenau vom Fahrzeuggerät erfasst wird und so der 
gültige Tarif zeitgleich berechnet werden kann. Die zeit- 
lich gestaffelte Maut kann deswegen nur bei noch höherer 
Marktabdeckung mit dem automatischen System reali- 
siert werden. 

Auswirkung 

Mit der Maßnahme sollen Stauvermeidung und bessere 
Entmischung erzielt werden. Es soll ermittelt werden, in- 
wiefern eine differenzierte Mautgestaltung - auch unter 
Berücksichtigung der Erhebungskosten - hierzu einen 
Beitrag leisten und damit Verkehr umweit- und klima- 
freundlicher gestalten kann. 

Verantwortung 

Für die Umsetzung dieser Maßnahme ist das BMVBS zu- 
ständig. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme hat keine Haushaltsrelevanz, da nach 
der so genannten Eurovignetten-Richtlinie (Richt- 
linie 1 999/62/EG) die Differenzierung der Tarife aufkom- 
mensneufral zu gestalten ist. Durch eine Tarifstaffelung 
nach Strecken und Zeitklassen sollen keine zusätzlichen 
Mauteinnahmen generiert werden. Finanzielle Aufwen- 
dungen zur Ausgestaltung des Mautsystems müssen aus 
den Mauteinnahmen generiert werden. 

EU-Relevauz 

Die Eurovignetten-Richtlinie setzt der Tarifspreizung 
Grenzen. Danach darf der Unterschied zwischen dem 
günstigsten und dem teuersten Mautsatz bis zu 100 Pro- 
zent betragen und die Tarifstaffelung ist aufkommensneu- 
fral zu gestalten. 

Umsetzungszeitraum 

Die Bundesanstalt für Sfraßenwesen (BASt) wird 2008 
ein Konzept zur Ermittlung des Lenkungspotenzials der 
Lkw-Maut durch Differenzierung nach Strecke und Zeit 
Vorschlägen. 


E 2 Lärmminderung bei der Schiene 

Ausgangslage 

Im Schienenverkehr besitzt die Lärmproblematik einen 
besonderen Stellenwert, da überregionale Strecken häufig 
durch dicht besiedelte Gebiete führen und erhebliche 
Lärmbelästigungen der Anwohner zur Folge haben. Vor 
dem Hintergrund zunehmender Transportvorgänge müs- 
sen die damit verbundenen steigenden Lärmemissionen 
so gering wie möglich gehalten werden. Neben dem Bau 
von Lärmschutzwänden kommt der Anschaffung lärm- 
armer Güterwaggons und der lärmmindemden Umrüs- 
tung des Bestandes dabei besondere Bedeutung zu. 

Beschreibung der Maßnahme 

Schaffung von Anreizen für die Umrüsfung des rollenden 
Maferials hin zu lärmarmen Güterwaggons durch die Ein- 
führung einer wirksamen Differenzierung der Trassen- 
preise nach Lärmemissionen. 

Auswirkung 

Durch den zügigen Einsafz möglichsf vieler lärmarmer 
Güferwaggons können der Verkehrslärm und die dadurch 
bedingfen gesundheitlichen Beeinträchtigungen reduziert 
und so der Verkehr umweit- und klimafreundlicher gestal- 
tet werden. 

Verantwortung 

Die Verantwortung obliegt dem BMVBS und den Eisen- 
bahninfrastrukturbetreibem. 

Haushaltsrelevanz 

Die Relevanz der Maßnahme für den Haushalt hängt von 
der Art der Differenzierung ab. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU-Verkehrs- 
politik (siehe auch Aktionsplan Güterverkehrslogistik der 
EU). 

U msetzungszeitr aum 

Die Maßnahme soll innerhalb von fünf Jahren umgesefzf 
werden. 

E 3 Einrichtung eines Förderprogramms zum 
Einsatz moderner Technoiogien zur 
Lärmminderung bei Schienenfahrzeugen 

Ausgangslage 

Die Lärmproblematik besitzt beim Schienengüterverkehr 
einen besonderen Stellenwert, da überregionale Strecken 
häufig durch dicht besiedelte Gebiete führen und erhebli- 
che Beläsfigungen der Anwohner zur Folge haben. Für 
die Wohnbevölkerung könnte die Lebensqualität durch 
neue Techniken, wie innovative Bremssohlen für Güfer- 
waggons, verbessert werden. Die Entwicklung von und 
die Umrüstung auf verbesserte Bremssohlentypen ist mit 
Risiken und Chancen für die Eisenbahnverkehrsuntemeh- 
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men verbunden. Derzeit bestehen jedoeh weder Anreize 
noeh Zwänge, eine solehe Umrüstung in Angriff zu neh- 
men. 

Beschreibung der Maßnahme 

Mit einem Pilotprojekt zur lärmmindemden Umrüstung 
bestehender Güterwagen sollen auf einem ausgewählten 
hoeh belasteten Korridor (Rheintal) dureh kurzfristigen 
Einsatz leiser Güterwagen Erkenntnisse über das erfor- 
derliehe Engineering und die erforderliehen Zulassungen 
praktiseh gewonnen und erprobt werden. Parallel dazu 
sollen mit einem Programmbaustein zur Wagenerfassung 
die Voraussetzungen für weitere Maßnahmen gesehaffen 
werden, insbesondere hinsiehtlieh eines aufkommensneu- 
tralen emissionsabhängigen Trassenpreissystems. Das In- 
novationsprogramm zielt auf die weitere Verbesserung 
und breitere Verfügbarkeit von Lärm mindernden Um- 
rüstlösungen für ältere, laute Güterwaggons. Es wird an- 
gestrebt, die Kosten der Entwieklung verbesserter Brems- 
sohlentypen für die Umrüstung zu verringern und die 
Entwieklung zu besehleunigen. 

Auswirkung 

Die Maßnahme leistet einen Beitrag zum umweit- und 
klimafreundliehen Verkehr dureh die angestrebte substan- 
zielle Lärmminderung in der Güterwagenflotte und den in 
der Folge deutlieh verbesserten Lärmsehutz der Anwoh- 
ner. 

Verantwortung 

Steuerung des Pilot- und Innovationsprogramms dureh 
eine interministerielle Arbeitsgruppe unter Federführung 
des BMVBS, EU (beihilfereehtliehe Fragen, evtl. EU- 
einheitliehe Lösung). 

Haushaltsrelevanz 

Im Lärmsanierungstitel des Bundeshaushaltes 2008 sind 
von den dort eingestellten 100 Mio. Euro 10 Mio. Euro 
für das Pilof- und Innovationsprogramm zweekgebunden. 
Insgesamt werden hierfür bis zu 40 Mio. Euro verfeilt auf 
vier Jahre bereifgesfellt. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme muss von EU-KOM genehmigt werden. 

Umsetzungszeitraum 

Umrüstzeitraum ea. zwei bis vier Jahre. 

E 4 Prozessoptimierung der Logistikkette 
unter stärkerer Berücksichtigung der 
Umweitbeiange 

Ausgangslage 

Leistungsfähige Logistiksysfeme und -nefze sfellen einen 
enfseheidenden Erfolgsfakfor für Unternehmen und 
Standorte im nationalen und internationalen Wettbewerb 
dar. Leistungsfähige Sysfeme allein führen dabei jedoeh 


niehf aufomatiseh zu einer optimalen Berüeksiehtigung 
der Umweltbelange. Beispiele zeigen aber, dass teehni- 
sehe Innovationen und Prozessoptimierungen unter Ein- 
beziehung der Produzenten zu einer besseren Rentabilität 
und Wettbewerbsfähigkeit bei gleiehzeitiger Berüeksieh- 
tigung der Umweltbelange führen können. 

Beschreihung der Maßnahme 

Es sollen Anreize zur Prozessopfimierung der Logisfik- 
keffe unter stärkerer Berüeksiehtigung der Umweltbe- 
lange erarbeitet werden. Hierbei sollen insbesondere die 
Auswirkungen von finanziellen Förderungsanreizen für 
eine freiwillige Umwelfzerfifizierung (wie naeh ISO 14001 
und EMAS) der Logisfikkette geprüft werden. 

Auswirkung 

Die Maßnahme soll zu einer Effizienzsteigerung der Lo- 
gistikkette und zu weiteren Beiträgen zum Umwelt- und 
Klimasehutz dureh z. B. C02-Reduzierung führen. 

Verantwortung 

Anreize und ggf Förderkonzepte werden vom BMVBS 
entwiekelt. Für die Umsetzung sind Verlader, Spediteure 
und Logistiker verantwortlieh. 

Haushalts-Relevanz 

Der Mittelbedarf für Förderprogramme der öffentliehen 
Hand wird auf ca. 4 bis 6 Mio. Euro pro Jahr geschäfzf. 
Die Maßnahme wird aus dem Haushalf des BMVBS 
finanziert. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht in Einklang mit der Umwelt- und 
Verkehrspolitik der EU, wonach Güterverkehr und Logis- 
tik zu Umwelt- und Klimaschutz insbesondere durch Er- 
schließung von C02-Einsparpotenzialen beitragen kön- 
nen. 

U msetzungszeltr aum 

Die Erarbeitung des Konzeptes soll in den Jahren 2008/ 
2009 erfolgen. 

E 5 Weitere Erhöhung der Umwelt- und 
Sicherheitsstandards 
(Emissionsreduzierung, Lärmminderung, 
Sicherheitstechnik) 

Ausgangslage 

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, bis zum 
Jahr 2020 gegenüber 1990 die von Deutschland verur- 
sachten Treibhausgas-Emissionen um 40 Prozent zu ver- 
ringern. Der Verkehr muss dazu seinen Beitrag leisten. 
Dies gilt insbesondere auch für den Schwerlasfverkehr, da 
ein Drittel der C02-Emissionen des Straßenverkehrs auf 
den Straßengüterverkehr entfällt. Zum anderen rückt das 
nach aktuellen Prognosen vorhergesagte Güterverkehrs- 
wachstum berechtigte Fragen der Verkehrssicherheit und 
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des Lärmschutzes noch stärker in den Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit der Bevölkerung. 

Beschreibung der Maßnahme 

Ggf im Rahmen der Maßnahmen zur sog. Mautharmoni- 
sierung soll das bereits bestehende Innovationsprogramm 
fortentwickelt werden hin zu einer weiteren Förderung der 
Anschaffung emissionsarmer und lärmarmer Lkw. Zusätz- 
lich soll es sich auch auf Themen der Verkehrssicherheits- 
technik und effizienter Logistiksysteme erstrecken. So 
könnten z. B. elektronische Stabilisierungsprogramme wie 
z. B. ESP und andere moderne Sicherheitstechniken, ins- 
besondere Fahrerassistenzsysteme, früher als gesetzlich 
vorgesehen eingeführt werden. Bei der Binnenschifffahrt 
wird eine Optimierung und ggf Fortführung der beste- 
henden Förderprogramme für den Erwerb abgasarmer 
Moforen und Parfikelfilter erarbeifef. Auch der versfärkte 
Einsafz von Biokraftsfoffen im Transportsektor kann ei- 
nen Beitrag zur Reduzierung von C02-Emissionen leis- 
ten. ln diesem Zusammenhang sollen Möglichkeiten des 
verstärkten Einsatzes von Pflanzenöl- und Biodiesel im 
Lkw-, ÖPNV- und Binnenschifffahrtsektor einschließlich 
technischer Umrüstung geprüft werden. 

Auswirkung 

Die Maßnahmen sollen zur C02-Reduzierung und zu 
mehr Sicherheit des Straßengüterverkehrs beitragen. 

Verantwortung 

Die Weiterentwicklung der Innovationsprogramme ob- 
liegt der Federführung des BMVBS. 

Haushalts-Relevanz 

Maßnahmen sind haushaltsneutral umzusetzen. 
EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht in Einklang mit den EU-Zielen eines 
klima- und umweltverträglichen Güterverkehrs sowie ei- 
ner Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit. Die EU- 
KOM muss dem Förderprogramm zustimmen. 

Umsetzungszeitraum 

Mit der Erarbeitung der Förderrichtlinie soll im Jahr 2008 
begonnen werden. Die Vörbereitungszeit bis zum Inkraft- 
treten der Förderrichtlinie wird vsl. mehr als ein Jahr be- 
tragen. 

F Gute Arbeit und gute Ausbildung im 
Transportgewerbe 

F 1 Verstärkte Durchsetzung von Sozial- 
vorschriften im Straßengüterverkehr zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit 

Ausgangslage 

Verstöße gegen die Verkehrssicherheitsregeln oder So- 
zialvorschriften sind oft ein maßgeblicher Faktor bei 
schweren Verkehrsunfällen. Eine Überwachung der Ein- 


haltung dieser Vorschriften trägt maßgeblich zur allge- 
meinen Verkehrssicherheit und zum Schutz der sozialen 
Belange des eingesetzten Fahrpersonals bei. 

Beschreibung der Maßnahme 

Kontinuierliche, gezielte Auswertung der Kontrollergeb- 
nisse des BAG und der Länder, auch in Bezug auf Fahr- 
zeuge aus anderen EU-Staaten und Drittländern (Monito- 
ring). 

- Aus den Ergebnissen sollen auf nationaler Ebene Vor- 
schläge zur Verbesserung des Kontrollkonzepts abge- 
leitet werden, ggf sollen Sonderkontrollen durchge- 
führt werden. 

- Auf europäischer Ebene sollen die Ergebnisse in die 
Weiterentwicklung des Rechtsrahmens einfließen. 

- Außerdem ist das Thema national verstärkt in die Aus- 
bildung von z. B. Berufskraftfahrern, Transportunter- 
nehmern und Logistikern einzubringen. 

Auswirkung 

Die Maßnahme führt dazu, dass die Einhaltung von Sozi- 
alvorschriften im Transportgewerbe besser sichergestellt 
wird. 

Verantwortung 

Zuständig für die Durchführung der Maßnahme sind das 
BMVBS, das BAG, die Länder und die Bildungsfräger. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme ist haushaltsneutral. 

EU-Relevanz 

Bei Durchführung der Maßnahme ist der europäische 
Rechtsrahmen des Straßengüterverkehrs zu beachten. 

U msetzungszeitr aum 

Die Maßnahme soll ab 2008 kontinuierlich umgesetzt 
werden. Erste Ergebnisse werden im Sommer 2008 er- 
wartet. 

F 2 Start einer Aus- und Weiterbildungs- 
initiative 

Ausgangslage 

ln allen Bereichen der Logistik besteht ein erhöhter Be- 
darf an qualifiziertem Personal. Dieser reicht vom 
Berufskraftfahrer bis hin zu hoch qualifizierten Arbeits- 
kräften mit akademischer Ausbildung. Trotzdem macht 
bislang ein viel zu geringer Anteil der Unternehmen sei- 
nen Beschäftigten Aus- und Weiterbildungsangebote. Es 
muss darum gehen, Betriebe auf den potentiellen Nutzen 
eines erweiterten Qualifizierungsangebotes aufmerksam 
zu machen und deren Engagement zu erhöhen, das Ange- 
bot betrieblicher Aus- und Weiterbildung auszubauen. 
Hier ergeben sich viele ungenutzte Potenziale zur De- 
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ckung des Fachkräftebedarfs und zusätzliche Möglichkei- 
ten der Produktivitätssteigerung. Die Inhalte der Aus- und 
Weiterbildung müssen auch künftig kontinuierlich an die 
aktuellen Entwicklungen, die z. B. als Folge der Globali- 
sierung entstehen, angepasst werden (technisch, organisa- 
torisch usw.). 

Derzeit besitzen mehr als 40 Prozent der Beschäftigten in 
Güterverkehr und Logistik keinen Berufsabschluss. Die 
Zukunftsfähigkeit dieses Wirtschaftsbereichs kann nur 
durch den Ausbau der Qualifizierung der Beschäftigten 
gesichert werden. Um diese Probleme zu lösen, müssen 
alle Beteiligten, also Wirtschaft, Aus- und Weiterbil- 
dungsinstitutionen und Verwaltung, mehr als bisher Zu- 
sammenarbeiten. Der Nationale Pakt für Ausbildung und 
Fachkräftenachwuchs für Deufschland isf ein Beispiel für 
erfolgreiche Zusammenarbeit im Bereich der Ausbildung. 
Für die Weiterbildung müssen entsprechende Angebote 
geschaffen werden. 

Beschreibung der Maßnahme 

Durchführung von Workshops bzw. Informationsveran- 
sfaltungen zur besseren Vemefzung und Zusammenarbeif 
der Akfeure auf Arbeifsebene sowie Sfarf einer Image- 
kampagne zu Karrierechancen in der Logistik. Das 
BMWi als Verordnungsgeber von 90 Prozent aller Aus- 
bildungsordnungen wird auch, wie in den vergangenen 
Jahren bereits für die Bereich Spedition, Lagerwirfschaft 
sowie Kurier-, Express- und Posfdienstleistungen erfolgf, 
mit praxisnahen Ausbildungsordnungen den Anforderun- 
gen der Wirtschaft und Technologie Rechnung tragen. 
Auch für die Weiterbildung wird das zuständige BMBF 
unter Einbeziehung insbesondere der Sozialpartner ent- 
sprechende Angebote entwickeln. 

Auswirkung 

Durch die rasche Beseitigung des Personalmangels, die 
Erhöhung des Qualifikationsniveaus und Verbesserung 
des Images schaffen wir die Voraussetzungen für gufe Ar- 
beif und gufe Ausbildung im Transportgewerbe. 

Verantwortung 

BMVBS ist gemeinsam mit BMWi und BMBF Initiator. 
Aus- und Weiterbildungsinstitutionen in Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft, dem Deutschen Industrie- und Han- 
delskammertag (Dl HK), Transportverbänden, der Bun- 
desagentur für Arbeif (BA), dem Bundesinsfituf für 
Berufsbildung (BIBB) sowie der Bundesvereinigung Lo- 
gistik e.V (BVL). 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme ist haushaltsneutral umzusetzen. 
EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU-Verkehrs- 
politik (s. a. Aktionsplan Güterverkehrslogistik der EU). 


U msetzungszeitr aum 

Ab 2009 für eine Laufzeit von zunächst fünf Jahren. 

F 3 Regelmäßiges Gipfeltreffen zum Thema 
Arbeit und Ausbildung in Güterverkehr 
und Logistik 

Ausgangslage 

Die ausreichende Verfügbarkeit von gut ausgebildetem 
Personal auf allen Tätigkeitsebenen ist Voraussetzung für 
einen leistungsfähigen Ablauf von Prozess- und Trans- 
portketten in den Unternehmen und die Steigerung der 
betriebswirtschaftlichen Effizienz. Außerdem sind die 
Arbeitsbedingungen entscheidend für die Leistungsfähig- 
keit der Beschäftigten und die Attraktivität der verschie- 
denen Berufsbilder. Bereits heute besteht in allen Berei- 
chen der Güterverkehrslogistik zunehmender Bedarf an 
qualifiziertem Personal. 

Beschreibung der Maßnahme 

Die Durchführung eines regelmäßigen Gipfeltreffens mit 
Beteiligung des Bundes, der Unternehmen, Verbände und 
Gewerkschaften dient der Verständigung über die Situa- 
tion beim Nachwuchs, im Weiterbildungsbereich und bei 
den Arbeitsbedingungen. Das Gipfeltreffen soll dazu ge- 
nutzt werden, die Tätigkeiten der Aus- und Weiterbil- 
dungsinitiative (vgl. parallele Maßnahme) anzustoßen, zu 
begleiten sowie die Fortschritte bzw. Ergebnisse festzu- 
stellen und zu diskutieren, um anschließend konkrete Ver- 
abredungen zur weiteren Verbesserung der Situation zu 
treffen sowie die Einbindung in die Qualifizierungsinitia- 
tive für Deutschland voranzutreiben. Zugleich sollen die 
Arbeitsbedingungen im Güterverkehrs- und Logistikbe- 
reich thematisiert werden, um Verbesserungspotenzial zu 
erschließen. 

Auswirkung 

Durch die rasche Beseitigung des Personalmangels und 
die Erhöhung des Qualifikationsniveaus schaffen wir die 
Voraussetzungen für gufe Arbeit und gute Ausbildung im 
Transportgewerbe. Die Quantifizierung der zusätzlich 
durch den Masterplan zu gewinnenden Arbeitskräfte bzw. 
derjenigen mit höherer Qualifizierung soll im Laufe der 
Aus- und Weiterbildungsinitiative erfolgen. 

Verantwortung 

Das Gipfeltreffen sollte vom Bund moderiert werden, 
wobei dabei BMVBS, BMAS, BMBF und BMWi eng Zu- 
sammenarbeiten. Die Veranstaltung sollte gemeinsam mit 
der Wirtschaft durchgeführt werden. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem Haushalt des BMVBS 
finanziert. 
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EU-Relevanz 

Im Aktionsplan Güterverkehrslogistik der KOM wird das 
Thema Personal und Ausbildung unter der Überschrift 
Nachhaltige Qualität und Effizienz behandelt. Konkret 
beabsichtigt die KOM zusammen mit europäischen So- 
zialpartnern und Interessengruppen an der gegenseitigen 
Anerkennung der Ausbildungsnachweise zu arbeiten so- 
wie einen Dialog zu beginnen, um Wege zu finden, wie 
die Berufe der Güterverkehrslogistik mehr Attraktivität 
finden können. 

Umsetzungszeitraum 

Die Umsetzung der Maßnahme soll ab 2008 erfolgen. 

F 4 Initiierung eines Leuchtturmprojekts zur 
internationalen Profilierung der 
Hochschulausbildung in der Logistik 

Ausgangslage 

Das deutsche System für die Aus- und Fortbildung der 
Führungskräfte im Bereich Güterverkehr und Logistik hat 
einen hohen Standard, spielt aber derzeit international 
eine eher untergeordnete Rolle. Die Vielfalt der Akteure 
und die Konkurrenzsituation der Institute schaffen Ver- 
netzungs- und Koordinierungsprobleme, die zu mangeln- 
der Anerkennung führen. Es ist daher schwierig, ein 
positives Image der Spitzenberufe im Güterverkehrs- und 
Logistikbereich darzustellen, eine internationale Aner- 
kennung der deutschen Ausbildung für Führungskräfte in 
der Logistik zu erreichen sowie die hohen Standards des 
deutschen Güterverkehrs- und Logistikbereiches interna- 
tional zu verbreiten bzw. durchzusetzen. 

Die Vermarktung des Logistikstandorts Deutschland in 
einer globalisierten Welt, in der die Logistikfimktionen 
von immer größerer Bedeutung sein werden, ist stark auf 
die Qualität und die Anerkennung des deutschen Know- 
how im Logistikbereich angewiesen. Dies erfordert eine 
Verstärkung der internationalen Profilierung der Ausbil- 
dung und Fortbildung von Führungskräften durch die 
Durchführung eines Leuchffurmsprojekfes. 

Beschreibung der Maßnahme 

Ziel isf die Schaffung eines infemational anerkannfen 
Studiengangs zur Aus- und Fortbildung der nationalen so- 
wie internationalen Führungskräfte im Güterverkehrs- 
und Logistikbereich. Es handelt sich hier um die Schaf- 
fung eines „Leuchtturmstudiengangs“ durch Bündelung 
der Initiativen der Hauptakteure der Ausbildung im Lo- 
gistikbereich (Vernetzung der Hauptausbildungsstruktu- 
ren, die im Logistikbereich tätig sind) unter Einbeziehung 
der Wirtschaft. Die Einrichtung eines international aner- 
kannten Studiengangs setzt die Schaffung eines Netz- 
werks mit global agierenden Unternehmen und führenden 
Forschungseinrichtungen sowie die nationale Vernetzung 
von Hochschulen voraus. Der Studiengang soll Maßstäbe 
setzen und Vorbildfunktionen aufweisen. Internationale 
anerkannte Beispiele sollen berücksichtigt werden. 


Auswirkung 

Hoch qualifiziertes Management nach deutschen Stan- 
dards auch auf internationaler Ebene führt zu einer Stär- 
kung der Wettbewerbsfähigkeit des Logistik- und Wirt- 
schaftstandorts Deutschlands. Darüber hinaus ermöglicht 
der Studiengang eine bessere Vernetzung der Hochschul- 
landschaft in Deutschland und kann bereits in der Kon- 
zeptionsphase die notwendige Transparenz schaffen, den 
Erfahrungsaustausch vorantreiben, Kooperationen initiie- 
ren und die Ausgestaltung der Ausbildungsangebote an 
den Hochschulen positiv beeinflussen. 

Verantwortung 

Für die Maßnahme sind Hochschulen, Wirtschaft, Länder 
und Bund (BMVBS) als Moderator zuständig. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme ist haushaltsneutral. 

EU-Relevanz 

Für diese Maßnahme wird keine EU-Relevanz gesehen. 

U msetzungszeitr aum 

Konzepterstellung bis Ende 2008. Start des Studiengangs 
ab Wintersemester 2009. 

F 5 Monitoring der Arbeitsbedingungen in 
Güterverkehr und Logistik durch das 
Bundesamt für Güterverkehr (BAG) im 
Rahmen der Marktbeobachtung 

Ausgangslage 

Güterverkehr und Logistik zählen heute zu den wichtigs- 
ten Wirtschaftsfaktoren für Deufschland. Die Menschen 
sind hier einer der Schlüsselfaktoren für die weitere er- 
folgreiche Entwicklung. Derzeit sind ca. 2,6 Millionen 
Arbeitskräfte in diesem Bereich beschäftigt, die mehr als 
180 Mrd. Euro/Jahr erwirtschaften. Es wird für die Unfer- 
nehmen immer schwieriger, qualifizierfes Personal in 
ausreichender Zahl zu gewinnen. Dies könnfe unter ande- 
rem daran liegen, dass die Arbeitsbedingungen allgemein 
als unattraktiv eingestuft werden (Wochenendarbeit, 
Schichtarbeit, hohe körperliche Belastung, geringe Ver- 
dienstmöglichkeiten usw.). 

Beschreibung der Maßnahme 

Die Maßnahme soll im Rahmen der vom BAG durchge- 
führten Marktbeobachtung eine jährliche Evaluierung der 
Arbeitsbedingungen in Güterverkehr und Logistik ermög- 
lichen. Sie soll den Sozialpartnern eine belastbare Infor- 
mationsgrandlage für die Diskussionen der Arbeifsbedin- 
gungen liefern. Zusäfzliche Berichtspfiichten für die 
Unternehmen sollen damit nicht verbunden werden. 
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Auswirkung 

Bessere und ständig aktualisierte Kenntnisse über die Ar- 
beitsbedingungen in Güterverkehr und Logistik. 

Verantwortung 

Die Zuständigkeit liegt beim Bundesamt für Güterverkehr 
(BAG). 

Haushalts-Relevanz 

Die Mittelbereitstellung für die Maßnahme erfolgt aus 
dem Haushalt des BAG. 

EU-Relevanz 

Für diese Maßnahme wird keine EU-Relevanz gesehen. 

Umsetzungszeitraum 

Die Maßnahme soll ab 2008 umgesetzt werden. 

F 6 Verbesserungen der Arbeite- und 
Lebensbedingungen derSeeieute 

Ausgangslage 

Das Seearbeitsübereinkommen von 2006 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation (ILO) enthält Regelungen zu 
den Arbeits- und Lebensbedingungen der Seeleute. Das 
Inkrafttreten des Übereinkommens setzt die Ratifizierung 
dureh 30 ILO- Vertragsstaaten, die über mindestens 
33 Prozent der weltweiten Tonnage verfügen, voraus. 
Dureh das Übereinkommen werden also weltweife Sfan- 
dards gesefzf. Die EU-Mifgliedsfaaten sind von der EU- 
Kommission aufgefordert worden, das Übereinkommen 
bis 2012 zu ratifizieren. Es besteht die Gefahr von zahl- 
reiehen Ausflaggungen, wenn Deutsehland bei Inkrafttre- 
ten des Übereinkommens noeh nieht ratifiziert hat. 

Beschreibung der Maßnahme 

Die Ratifizierung des Übereinkommens ist voranzutrei- 
ben. Die Umsetzung in nationales Reeht wird außerdem 
zum Anlass genommen, ein neues Seearbeitsgesetzbueh 
zu sehaffen und das nationale Seearbeitsreeht zu moder- 
nisieren. Insgesamt wird ein Beitrag zur weltweiten 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Seeleute und zu einem Sieherheitszugewinn in der inter- 
nationalen Seesehifffahrt geleistet. 

Auswirkung 

Mit dem Übereinkommen werden die Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der Seeleute verbessert. Außerdem 
werden einheitliehe Wettbewerbsbedingungen hergestellt 
(level playing field) und damit die Mögliehkeiten der 
langfristigen Gewinnerzielung für deufsehe Reeder opfi- 
mierf. 


Verantwortung 

Für eine Umsetzung der Maßnahme liegt die Federfüh- 
rung beim BMAS unter enger Begleitung durch das 
BMVBS. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme ist haushaltsneutral. 

EU-Relevanz 

Für diese Maßnahme ist die Ratifizierung erforderlich. 

U msetzungszeltr aum 

Ratifizierung und Umsetzung werden bis 2009 ange- 
strebt. 

G Weitere Maßnahmen zur Stärkung des 
Logistikstandortes Deutschiand 

G 1 Errichtung eines Netzwerkes Güterverkehr 
und Logistik 

Ausgangslage 

Die EU spielt bei der Entwicklung der Rahmenbedingun- 
gen für Güterverkehr und Logistik eine immer größer 
werdende Rolle. Um deutsche Interessen wirksam artiku- 
lieren zu können, bedarf es einer frühzeitigeren Informa- 
tion der Akteure über anstehende Vorhaben. Eine engere 
Abstimmung zwischen Bundesregierung, Wirtschaft und 
Verbänden können eine schnelle Positionierung ermögli- 
chen, mit der frühzeitig auf europäischen Entscheidungen 
Einfluss genommen werden kann. 

Beschreihung der Maßnahme 

Aufbau eines ständigen Netzwerks mit fest definierten 
Ansprechpartnem in Bundesregierung, Ländern, Verbän- 
den, Gewerkschaften, ggf Wirtschaft, um die deutschen 
Interessen frühzeitiger und wirksamer in die Entschei- 
dungsverfahren der EU einzubringen. 

Auswirkung 

Es soll eine bessere Durchsetzung deutscher Interessen 
erreicht werden. 

Verantwortung 

Für die Umsetzung der Maßnahme sind BMVBS, Wirt- 
schaft, Verbände und Länder verantwortlich. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem Haushalt des BMVBS 
finanziert. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme soll eine effektivere Zusammenarbeit mit 
der EU ermöglichen. 
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Umsetzungszeitraum 

Die Maßnahme soll bis Ende 2008 umgesetzt werden. 

G 2 Umsetzung eines Vermarktungskonzepts 
für den Logistikstandort Deutschiand 

Ausgangslage 

Der Hochtechnologiestandort Deutschland ist im Rahmen 
internationaler Arbeitsteilung zunehmend auf importierte 
Vorerzeugnisse angewiesen, deren Weiterverarbeitung 
und Endmontage in Deutschland Arbeitsplätze schafft 
und die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen si- 
chert. Vor diesem Hintergrund bieten sich Chancen für 
mehr Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. Wichtige 
Voraussetzung zur Wahrnehmung der Chancen ist ein 
leistungsfähiges und infemational wettbewerbsfähiges 
Transport- und Logistiksystem. Deutschland ist als TOP- 
Logistikstandort in Europa in diesem Bereich gut aufge- 
stellt, wird aber auf internationalen Märkten nicht ausrei- 
chend wahrgenommen. Deshalb wird der Logistikstandort 
Deutschland abgestimmt mit der Außenwirtschafsförde- 
rung des Bundes wirksam und zielgerichtet vermarktet. 

Beschreibung der Maßnahme 

Ein Vermarktungskonzept für den Logistikstandort 
Deutschland soll umgesetzt werden, um die Potenziale 
und Qualitäten des Logistikstandortes Deutschland inter- 
national besser sichtbar zu machen. Dadurch werden die 
Vermarktungsaktivitäten der Länder zur Stärkung der re- 
gionalen Logistikstandorte ergänzt. Die Ansatzpunkte des 
Konzepts sind: 

- Messen und Kongresse: 

Es sollen Präsentationen und gezielte Kundenanspra- 
che durch z. B. Messestände und Begleitveranstaltun- 
gen wie German Logistics Day durchgeführt werden. 

- Delegations-AVirtschaftsreisen 

Es sollen gezielte Logistikpräsentationen, Wirtschafts- 
empfänge, Unfemehmensgespräche u. a. durchgeführt 
werden. 

- Netzwerkveranstaltungen 

Diskussion der Vermarktungsinhalte und -maßnahmen 
in den jeweiligen Zielmärkten, Qualifizierung und 
Schulung von „Vertrieb spartnem“ im Rahmen geeig- 
neter Aktivitäten. Es sollen Workshops durchgeführt 
und strategische Partnerschaften mit Staaten und Insti- 
tutionen angebahnt werden. 

Die Umsetzung des Konzeptes wird mit BMWi, AA bzw. 
seinen Auslandsvertretungen und der Wirtschaft abge- 
stimmt. Dabei werden die Länder einbezogen. 

Auswirkung 

Die Umsetzung des Vermarktungskonzeptes soll zu Auf- 
tragszuwächsen für die deutsche Transport- und Logistik- 
wirtschaft führen. Dadurch wird mit zusätzlicher Wert- 
schöpfung und mehr Arbeitsplätzen gerechnet. 


Verantwortung 

Die Umsetzung des Vermarktungskonzeptes obliegt dem 
BMVBS und der Wirtschaft in Abstimmung mit BMWi 
und AA. 

Haushalts-Relevanz 

Im Haushalt des BMVBS stehen für das Jahr 2008 
600 000 Euro zur Verfügung. Die Wirtschaft hat Komple- 
mentärmittel in Aussicht gestellt. 

EU-Relevanz 

Es handelt sich um eine Maßnahme zur Stärkung des Lo- 
gistikstandorts Deutschland im internationalen Wettbe- 
werb. 

U msetzungszeltr aum 

Mit der Umsetzung des Vermarktungskonzeptes soll bis 
Mitte des Jahres 2008 begonnen werden. 

G 3 Sicherheitsstrategie für die Güterverkehrs- 
und Logistikwirtschaft 

Ausgangslage 

Die Anschläge vom 11. September haben gezeigt, dass 
Globalisierung und die damit einhergehende internatio- 
nale Verflechtung Güterverkehr und Logistik verwundba- 
rer machen. Kriminalitäts- und Terrorismusprävention 
sind daher wichtige Felder bei der Weiterentwicklung von 
Güterverkehr und Logistik. Besonders die Transportket- 
tensicherheit und der Schutz kritischer Verkehrsinfra- 
strukturen gewinnen weltweit einen immer höheren 
Stellenwert. Verkehr ist jedoch wie kein anderer Lebens- 
bereich auf Leichtigkeit und verzögerungslose Abläufe 
angewiesen. Wir stehen vor der Herausforderung, Sicher- 
heit und Mobilität in einem ausgewogenen Verhältnis 
miteinander zu vereinbaren. Regelmäßig sind Sicher- 
heitsgewinn, bürokratischer Aufwand und Wirtschaftlich- 
keit gegeneinander abzuwägen. Sicherheitsmaßnahmen 
sollen insbesondere nicht zu Wettbewerbsnachteilen ge- 
genüber ausländischen Dienstleistem oder bei den Ver- 
kehrsträgern untereinander führen. 

Beschreibung der Maßnahme 

Ziel isf eine Weiferenfwicklung der Sicherheifssfrafegie 
unfer Berücksichtigung folgender für die Güferverkehrs- 
und Logisfikwirf Schaft maßgeblicher Gesichtspunkte: 

- Um Unternehmen nicht mit unverhältnismäßigen 
Maßnahmen zu belasten, wird eine Sammlung, Prü- 
fung und Bewertung der bestehenden Sicherheitsre- 
gime durchgeführt. 

- Der Bestandsaufnahme wird eine Vergleichsstudie der 
unterschiedlichen Sicherheitsniveaus folgen. Hier- 
durch sollen die „schwächsten Glieder“ der Lieferket- 
ten identifiziert werden, um notwendige und gezielte 
Sicherheitsmaßnahmen abzuleiten. Wichtig ist eine 
Folgenabschätzung. Es ist auch festzustellen, welche 
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Aufgaben in der Eigenverantwortung der Wirtsehaft 
liegen sollen. 

- Das Netzwerk Verwaltung, Wirtsehaft, Verbände und 
Wissensehaft wird fortgeführt und ausgebaut. 

- Die Bundesregierung wird das 2007 aufgestellte For- 
sehungsprogramm für die zivile Sieherheit weiterfüh- 
ren. Einer der Sehwerpunkt soll dabei die Sieherheits- 
forsehung für die Logistikkette sein. 

- Zur Sehaffung anerkannter Standards im Bereieh der 
zivilen Sieherheit ist eine klar definierte internationale 
Abstimmung erforderlieh. 

Auswirkung 

Die Maßnahme soll dazu beitragen, die Sieherheit der 

Lieferketten und damit aueh der im Transportgewerbe 

Besehäftigten zu gewährleisten. 


Verantwortung 

Für die Maßnahme sind BMVBS, BMBF, BMI, Verbände 
und Unternehmen zuständ ig. 

Haushalts-Relevanz 

Die Maßnahme wird aus dem Haushalt des BMVBS 
finanziert, soweit nieht das Sieherheitsforsehungspro- 
gramm (Haushalt BMB F) betroffen ist. 

EU-Relevanz 

Die Maßnahme steht im Einklang mit der EU- Verkehrs- 
politik. 

U msetzungszeitr aum 

Die Maßnahme soll umgehend begonnen werden. 
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Abkürzungsverzeichnis 


AA Auswärtiges Amt 


ARA-Häfen Häfen der Nordseeküstenstädte Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen 


BA 

BAB 

BAG 

BASt 

BIBB 

BMAS 

BMBF 

BMELV 

BMF 

BMI 

BMJ 

BMU 

BMVBS 

BMWi 

BVL 

CO2 

DB AG 

DG TREN 

DI HK 

EG 

EMAS 


Bundesagentur für Arbeit 

Bundesautobahn 

Bundesamt für Güferverkehr 

Bundesansfalf für Sfraßenwesen 

Bundesinstituf für Berufsbildung 

Bundesminisferium für Arbeit und Soziales 

Bundesministerium für Bildung und Forsehung 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtsehaft und Verbrauehersehutz 
Bundesminisferium der Finanzen 
Bundesminisferium des Innern 
Bundesministerium der Justiz 

Bundesministerium für Umwelt, Natursehutz und Reaktorsieherheit 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Sfadfenfwieklung 
Bundesministerium für Wirtsehaft und Teehnologie 
Bundesvereinigung Logisfik e.V. 

Kohlensfoffdioxid 

Deutsehe Bahn Aktiengesellsehaft 

Generaldirektion Energie und Verkehr der Europäisehen Kommission 
Deutseher Industrie- und Handelskammertag 
Europäisehe Gemeinsehaft 
Eeo-Management and Audit Seheme 


EnergiesteuerRL EU-Energiesteuerriehtl inie 


ESP Elektronisehes Stabilitätsprogramm für Krafffahrzeuge 

ETCS European Train Control System 

EU Europäisehe Union 

EU 27 Die Europäisehe Union in ihrer aktuellen Zusammensetzung aus 27 Mitgliedstaaten 

EU-KOM Europäisehe Kommission 

EU St Einfuhrumsatzsteuer 

GVZ Güterverkehrszentrum 

ICAO Internationale Zivilluftfahrt Organisation - International Civil Aviation Organization 

ICE-G Zugsystem für Güfer-Hoehgesehwindigkeifsverkehre auf Basis der Infereify-Express-Personenzüge 

I EKP Infegrierfes Energie- und Kl imasehufzprogramm 

ILO Internationale Arbeitsorganisation 

ISO Internationale Organisation für Normung 

ITS Infelligenf Transport System 

km Kilometer 

kWh Kilowattstunde 
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Lkw 

Mio. 

Mrd. 

ÖPNV 

Pkw 

PPP 

SPC 

t 

TEN 
tkm 
VEDA 
VI FG 
ZDS 


Lastkraftwagen 

Millionen 

Milliarden 

Öffentlieher Personennahverkehr 

Personenkraftwagen 

Publie Private Partnership 

ShortSeaShipping Inland Waterway Promotion Center 
Tonne 

Transeuropäisehe Netze 
Tonnenkilometer 

Vereinigung Deutseher Autohöfe e. V. 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellsehaft mbH 
Zentralverband Deutseher Seehäfen 
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